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Aeber die Arbeiter-Sekretarigte.
Vor kurzem hat unſer Parteigenoſſe Segitz, der Leiter des

älteſten deutſchen Arbeiter Sekretariats in Nürnberg, einen
Vortrag über die deutſchen ArbeiterSekretariate gehalten. Wir
entnehmen ſeinen Ausführungen folgendes:

Staat und Gemeinde haben ein großes Jntereſſe an der
Exiſtenz unſerer Arbeiter Sekretariate. Die Arbeiter Sekre-
tariate nehmen Staats und Gemeindebehörden ſehr viel Ar-
beit ab, erleichtern außerordentlich den Verkehr zwiſchen den
Beamten und den vielfach recht unbeholfenen Arbeitern. Die
ArbeiterSekretariate ſind eine Stütze der mit der Sozialgeſetz-
gebung wenig vertrauten Landbürgermeiſter. Die Arbeiter-
Sekretariäte laſſen in ihrer Mehrheit ihren Rechtsbeiſtand
allen ohne Unterſchied unentgeltlich zu teil werden bilden
demgemäß die wirkſamſte Abwehr der gemeingefährlichen
Thätigkeit der Winkeladvokaten. Viele Gründe hätten Staat
und Gemeinde, die Arbeiter -Sekretariate zu unterſtützen, die
weiteſtgehende Unterſtützung wird keine ausreichende Gegen-
leiſtung bieten für den Nutzen, welchen die Geſamtheit aus
den Arbeiter-Sekretariaten zieht. Die Forderung der Sub-
vention der Arbeiter-Sekretariate iſt alſo durchaus begründet.

Aber bedenklich wäre, ſich eine Unterſtützung der Sekretariate
durch Konzeſſionen auf dem Gebiete des Aufſichtsrechtes oder
ſonſt wie zu erwirken. Die Arbeiter-Sekretariate können ihre
Aufgabe nur erfüllen, können ſich das Vertrauen, das ihnen
jetzt in ſo reichem Maße entgegengebracht wird, nur erhalten,
wenn ſie frei von jeder behördlichen Aufſicht und Bevor-
mundung, in innigſter Verbindung mit den Gewertſchaften,
ſich ihre Weiterentwickelung ſichern. Von dem Zeitpunkt an,
wo Staats oder Gemeindeorganen irgend ein Einfluß auf
die Verwaltung der Arbeiter-Sekretariate, auf die Wahl der
Sekretäre oder ſonſt irgend welcher Art, eingeräumt würde,
hören die Arbeiter-Sekretariate auf, Organe der Arbeiter zuſein, verlieren ſie die Fühlung mit den Arbeitern und ſchlich

lich auch das Vertrauen derſelben. Für abſehbare Zeit wird
die Subventionierung der Arbeiter-Sekretariate aus den Koſten-
deckungsplänen der meiſten Sekretariate allerdings ausſcheiden
müſſen.

Bei der ſteigenden Frequenz und fortgeſetzt anwachſenden
Arbeitslaſt, die die Anſtellung immer neuer Kräfte zur Not-
wendigkeit macht, ſowie Vergrößerung der Bureaus und
erhöhten Aufwand für Beleuchtung und Beheizung zur Folgehat, wird für manche Sekretariate bald die Frage brennend

werden, wie Einnahmen und Ausgaben im Gleichgewichte zu
erhalten ſind. Einzelne Sekretariate haben ſich von vornherein
auf den Boden geſtellt, ihre Hilfe nur gewerkſchaftlich organi-
ſierten Arbeitern zuzuwenden. Sie haben ſich damit eine
Grenze gezogen, die ſie vor finanzieller Ueberlaſtung ſchützt,andererſeits Keiüch würden die Sekretariate an ſozialpolitiſchem

Wert erheblich einbüßen, wenn ſie ſich alle eine derartige Be-
ſchränkung auferlegen wollten. Andere Sekretariate ſuchen
einen Ausgleich herbeizuführen, indem ſie zwar Auskunft an
jedermann erteilen, für die Auskunftserteilung oder ſchriftliche
Arbeiten aber kleine Gebühren erheben. Wieder andere Sekre- über Lohndifferenzen oder Gewerkſchafts

und die Mansfelder

tariate ſuchen durch Einſchränkung des Arbeitsplanes der Ver-
hältniſſe Herr zu werden. Jetzt unterſcheiden die meiſten
Sekretariate zwiſchen Pflichtleiſtungen und freiwilligen Leiſtungen.
Zu den Pflichtleiſtungen gehört die Auskunftei über Streitig-
keiten, die der Kompetenz der Gewerbegerichte unterſtehen, über
Angelegenheiten der Kranken, Unfall- und Jnvaliditäts-
verſicherung, Arbeiterſchutz, Vereins- und Verſammlungsrecht,
Lohndifferenzen und alles, was damit zuſammenhängt. Zu
den freiwilligen Leiſtungen zählen die Auskünfte in Heimats-
und Bürgerrechtsſachen, Erwerb der Staatsangehörigkeit, Ver-
ehelichungsfragen, Armenſachen, Mietsſtreitigkeiten, Zivil- und
Strafrechtspflege u. ſ. w. Wollte man anfangen, von dieſem
Geſchäftsplane zu ſtreichen, würde die Wahl ſehr wehe thun.

Die Jahresberichte aller Sekretariate weiſen nach, daß es
gar keine Frage der Sozial-, Zivil- und Strafrechtsgebiete
giebt, womit die Arbeiterſekretäre nicht befaßt werden. Würde
man die freiwilligen Leiſtungen der Sekretariate einſchränken,
ſo würden dieſe in der Hauptſache nur noch für Unfallverletzte,
Jnvaliden und dergleichen Perſonen ein Jntereſſe haben. Die
Beſchränkung der Auskunftserteilung auf Perſonen, die der
Arbeiterklaſſe angehören, würde für Nürnberg eine erhebliche
Verminderung der Frequenz herbeiführen, für die übrigen
Sekretariate aber kaum in Betracht kommen. Auf 206 446
Beſuche der deutſchen Arbeiter-Sekretariate treffen im Jahre
1900 nur 8117 Perſonen, welche nicht der Arbeiterklaſſe an-
gehören. Eine Radikalkur wäre, die Auskünfte nur gewerk-
ſchaftlich organiſierten Arbeitern zu erteilen. Von 206 446
Perſonen, welche im Jahre 1900 die Sekretariate beſuchten,
waren nur 98 712 Perſonen gewerkſchaftlich organiſiert. Aber
auch darüber kann man nicht ſo leicht hinweggehen. Nicht für
alle Arbeiter beſtehen gewerkſchaftliche Organiſationen Lehr-
lingen, Dienſtmädchen, Heimarbeitern, Perſonen, die des Rechts
beiſtandes am dringendſten bedürfen, müßte die Rechtshilfe ver

ſagt werden. rKommt die Frage der Gebührenerhebung. Es können Ge
bühren für die mündliche Auskunft oder für ſchriftliche Arbeiten
oder für beides erhoben werden. Vom ſozialen Standpunkte
kann ganz allgemein gegen Gebührenerhebungen, wenn ſich die
Gebühren in mäßigen Grenzen bewegen, kaum ein begründeter
Einwand erhoben werden. Die Sozialdemokratie verlangt
allerdings unentgeltliche Rechtshilfe. Das kann aber nicht ſo
gemeint ſein, daß die Arbeiter die Koſten aufbringen, um Rechts-
hilfe ſuchenden Perſonen unentgeltlichen Rechtsbeiſtand zu
ſichern. Es fragt ſich nur, ob die Gebührenerhebung zu dem
Ziele führt, die Koſten der Arbeiterſekretariate, oder wenigſtens
einen erheblichen Teil dieſer Koſten, zu decken. Das muß be-
ſtritten werden. Sollen für mündliche Auskunft Gebühren er-
hoben werden, ſo muß ſich die Gebührenerhebung doch wohl
auf ſolche Perſonen beſchränken, die nicht gewerkſchaftlich organi-
ſiert ſind, denn die Gewerkſchaftsmitglieder werden ſich mit
Recht dagegen verwahren, wollte man ſie in doppelter Rich-
tung zur Beitragsleiſtung heranziehen. Gebühren für münd-
liche Auskunft könnten auch nur ganz minimale ſein, bei der
Erhebung müßte den Sekretären eine gewiſſe Latitüde ein-
eräumt werden: von armen Jnvaliden, Perſonen, die ſich
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bitten, kann man unter keinen Umſtänden Gebühren erheben
Auf keinen Fall würden die Gebühren für mündliche Auskunft
nennenswerte Erträge liefern.

Die Gebühren für ſchriftliche Aufſätze könnten freilich ergiebige
Erträgniſſe liefern. Die Berufung oder der Rekurs in einer
Unfallsſache zum Beiſpiel und die oft recht umfangreichen ärzt-
lichen Gutachten dazu müſſen doppelt geſchrieben werden. Jede
Unfallſache, die bis zum Reichsverficherungsamte oder zum
Landesverſicherungsamte betrieben werden muß, läßt einen
ziemlich umfangreichen Akt erſtehen. Dieſe Prozeſſe finden in
der Regel gar keinen Abſchluß, denn wenn eine Berufsgenoſſen-
ſchaft unterlegen iſt, erwartet ſie mit Sehnſucht den Augenblick,
wo ſie einen neuen Angriff auf den Verletzten unternehmen kann.
Könnte von den Verletzten verlangt werden, den Zeitaufwand
zu erſetzen, welcher zur Erledigung ihrer Angelegenheiten er
forderlich iſt, ſo wäre den Sekretariaten eine hübſche Einnahme
geſichert. Aber daran denkt doch wohl niemand. Es kann ſich
für die einzelnen Schriftſätze doch wohl nur um Gebühren
zwiſchen 20 Pfg. und 2 Mk. handeln, und man wird nicht mit
Tauſenden ſondern höchſtens mit Hunderten von Mark Ein-
nahmen rechnen dürfen. Man dürfe ſich die Gebührenerhebung
günſtigſten Falls als einen Damm gegen die Ueberflutung der
Sekretariate mit Beſuchen denken.

Ein gewichtiges Bedenken gegen Gebührenerhebung liegt in
dern Möglichkeit, die Sekretariate der Reichsgewerbeordnung zu
unterſtellen. Die Reichsgewerbeordnung ſchreibt im S 35 An-
zeigepflicht vor und giebt der Behörde die Befugnis, einen Ge-
werbebetrieb zu unterſagen, wenn Thatſachen vorliegen, welche
die Unzuverläſſigkeit der Gewerbetreibenden in Bezug auf den
Gewerbebetrieb darthun. Dieſe Beſtimmung kann auch auf die
gewerbsmäßige Anſtellung von Ermittelungen oder Erhebungen
für andere ausgedehnt werden. Staatsſekretär Graf v. Poſa-
dowsky hat in der Reichstagsſitzung vom 23. November 1899
ausdrücklich erklärt, daß die Arbeiterſekretariate nicht unter die
Reichsgewerbeordnung fallen. Trotzdem gingen die Behörden
in Beuthen und Poſen auf Grund der Reichsgewerbeordnung
gegen die Arbeiterſekretariate vor, weil nach ihrer Auffaſſung
„Thatſachen für die Unzuverläſſigkeit“ der Sekretäre vorlagen.
Jn Gera wurde einem Arbeiterſekretär unter Bezugnahme auf
8 35 der Reichsgewerbeordnung ſeine Thätigkeit unterſagt, weil
er vorbeſtraft war. Mit Unterſtellung der Sekretariate unter
die Reichsgewerbeordnung iſt den Behörden Gelegenheit zu
allerlei Schikanen der Sekretariate gegeben. Und wenn
Staatsſekretär v. Poſadowsky auch wiederholt verſichert hat,
daß dieſe Quälereien jener gemeinnützigen Jnſtitute gegen
ſeinen Willen erfolgen, Behörden und Gerichte kümmern ſich
nicht um die Auffaſſung des Herrn Staatsſekretärs.

Cagesgeſuhichte.
Halle, 6. Januar.

Was in dieſem Jahre für Militarismus und
Marinismus gefordert wird.

Die Nordd. Allg. Ztg. brachte heute weitere Mitteilungen
aus dem nächſten Etat:
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Nachdruck verboten.

Frau Pilakus.
Von Oskar Madſen.

Autoriſierte Ueberſetzung von Jda Anders.

dein, jetzt beſchäftigte etwas ganz anderes des Aſſeſſors Ge
danken. Am liebſten ſchüttelte er auf der Schwelle des Kri-
minalgerichts die Rathausluft von ſich.

Er dachte ſchlecht und recht an das peinliche eheliche Gezänk,
das ziemlich ſicher ſeiner wartete, ſobald er nach Hauſe kam.

Groß allen anderen Menſchen gegenüber, war der Aſſeſſor
doch klein einer gegenüber.

Seine, in jeder anderen Beziehung vortreffliche Gattin hatte
nämlich einen ſchlimmen Fehler. Sie konnte oder wollte nicht
begreifen, weshalb ſeine Gerichtsthätigkeit ſich nie einer begrenzten
Anzahl Stunden und mit dem Glockenſchlage abſchließ en ließ.
Jn der Hinſicht ſagte ſich der Aſſeſſor zuweilen mit dem
Lächeln des litterariſch gebildeten Mannes erſchien ſie wahr-
lich als ein anderes Seitenſtück zu der kleinen, neuvermählten
Richtersfrau irgendwo bei Balzac, ihr, die zu ihrem Mann
auf das Gericht kommt und die Thüre ein wenig aufmacht:
„Hör' mal Bauvan, beeile Dich ein bißchen mit dem Urteilen.

ir haben doch eine Geſellſchaft vor.
Wenn er ihr widerſprach, wenn er die Bedürfniſſe und

Anſprüche des Dienſtes hervorhob, dann hatte es nur die eine
Folge, daß ſie einen jolchen fatalen hyſteriſchen Anfall bekam,
es ertragen er nicht Mannes genug war wie geſtählt er
auch war!Und auch diesmal verrechnete er ſich nicht.

Eine gelinde Sündflut irer und bitterer Worte überſpülte
ihn, als er kaum innerhalb ſeiner Thür war.

Die kleine ſchöne, 25jährige und jung verheiratete Frau Krog
war eiferſüchtig bis zur Raſerei. aUnd wie gut ſie auch Beſcheid wußte oder wiſſen mußte
ſobald ſie aus irgend einem Grunde ärgerlich geſtimmt war,
erſchien es ihr als das klarſte unter der Sonne, daß ihr nettes
kleines Kriminalgericht“ auf verbotenen Wegen gewandelt
war. Die Verhöre, denen ſie ihn bei ſolchen Gelegenheiten

S

unterwarf, konnten faſt ſeine eigenen ausſtechen. Obwohl, bei
Gott, ihr vierzigjähriger, vor der Zeit gealterte und kontor-
ſtaubige Mann wahrlich nicht fremden Göttern huldigte, wenn
er nicht gerade mit der Göttin der Gerechtigkeit buhlte.

Das Eſſen war halb kalt.
Und Aſſeſſor Krog ſetzte ſich verſtimmt und mürriſch zu Tiſch,

während er den verdammten Schuft verwünſchte, der ihm durch
ſein hartnäckiges Leugnen eine ſolche Verſpätung verſchafft und
überdies ſeinen Hausfrieden zerſtört hatte.

Erſt beim Kaffee thaute die eiſige Stimmung zwiſchen den
Gatten auf.

„Jch habe heute einen recht guten Tag gehabt,“ vertraute der
Aſſeſſor ſeiner beſänftigten Frau an und faßte ſie liebevoll unter
das Kinn.

„So, mein Freund Jſt es die Bankbetrugsgeſchichte
Krog nickte.
„Ja, ich habe eine neue Verhaftung vorgenommen. Einen

Mitſchuldigen verſtehſt Du
„Geſtand er
„Wo denkſt Du hin? Da hätte ich ihn ja gleich richtig ein-

ſtecken können. Nein, ſo gut kam's nicht! Das iſt ein ausge-
feimter Lump! Er leugnet alles, drei, vier Stunden hinterein-
ander. Da hatte ich es ſatt und ließ ihn feſtnehmen. Morgen
iſt er mürbe kannſt Du glauben

Frau Krog ſchmiegte ſich zärtlich auf dem Sofa an ihren
Mann und küßte ihn weich.

„Du kleines, ſüßes, liebes, kluges Kriminalgericht.“

IV.
Ein paar Stunden ſpäter lagen Aſſeſſor Krog und ſeine Frau

und ſchwatzten gemütlich in dem breiten Doppelbett.
„Oswald,“ ſagte ſie zu ihrem Manne, und dieſer Vorname

war ſtets der Höhepunkt ihrer Zärtlichkeit gegenüber dem
trockenen Juriſten einem echten Juriſten, in deſſen Ohren
ſelbſt der Ausdruck „Hymens Ketten einen eigentümlich
klirrenden Klang haben mußte, wie von halb verroſteten Hand-
eiſen.

„Oswald“ wiederholte ſie.
„Ja, Süßes.“
„Es fällt mir gerade etwas ein.“

„Was kann das wohl ſein, Du kleine Schönheit
„Ja, Du und ſie kroch noch dichter an ihn heran, „zu-

weilen ſcheint es mir eigentlich, es iſt ein fürchterlicher Gedanke,
mit Dir verheirathet zu ſein.“

„Danke.“
Der Richter war ſichtlich in ſeiner Manneswürde gekränkt

und zog ſich ein wenig in das Bett zurück.
Doch die kleine Frau verfolgte ihn. Sie pflanzte einen

Augenblick ihren Mund 'dicht unter ſein Ohr. Und als ſie
merkte, daß dieſe kluge Maßregel half, fuhr ſie fort:

„Nun mußt Du wirklich nicht böſe werden, wenn ich ſo etwas
ſage. Aber zuweilen macht es auf mich einen ganz unheimlichen
Eindruck, wenn Du ſo ſtolz und froh nach Hauſe kommſt und
mir erzählſt, was Du im Laufe des Tages ausgerichtet haſt.
Es kann mir ſo komiſch zu Mute werden, als ob ich ſelbſt an
den Entſcheidungen, die Du getroffen haſt, beteiligt wäre.

Der Aſſeſſor lachte ein wenig verlegen, während er ſich den
rechten Schenkel kraute.

„Danke ſchön. Nein, weißt Du, mein Puſſel, meine Arbeit
mußt Du mir wirklich ſelbſt überlaſſen. Da gebührt die Ehre
nur mir!“

„Ja, die Ehre.“
Die junge Frau lag und ſtarrte nachdenklich zur Decke.
„Aber dann die Verantwortung,“ fügte ſie bald darauf in

ſinnendem Tone hinzu.
„Die Verantwortung
Aſſeſſor Krog ſetzte ſich einen Augenblick halb auf, ſtützte ſichauf u einen Ellenbogen und ſaß ſie ſcharf an, ehe er ant

wortete:
„Auch ſie iſt ſelbſtverſtändlich mein, einzig und allein mein.
Eine Minute verſtrich in Schweigen,
Dann erklang es von Frau Krog:
„Biſt Du deſſen auch ganz ſicher
„Abſolnt. Jch weiß gar nicht, was Du mit den Fragen

meinſt.“
„Das ſind Gedanken, die zuweilen kommen und mich ſtören.

Haben wir beide ernſthaft Teil an einander, wie es
ſollten ſo ſitzt wohl auch ein kleiner Teil von mir auf dem
Boden Deiner Beſchlüſſe. Ja, ich kann es nicht ſo recht deutlich
ausdrücken, was ich meine

Und ſie ſuchte ein Weilchen nach Worten und probierte dann
„Jch kann nicht darüber fortkommen, daß die Verantwortung
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veranſchlagt. Jndienſtſtellungen entfallen 2 Mill. Mark.
Jm ReichsMarineamt werden zwei neue Departements er-
richtet. Neu gefordert werden 125 Seeoffiziers-
ſtellen, darunter ein Vizeadmiral und fünf Kapitäne. An
Unteroffizieren und Mannſchaften werden 2033 Mann neu
verlangt. Ferner werden Mittel zur Einführung der Funken-
telegraphie gefordert. Unter den einmaligen Ausgaben iſt
hervorzuheben Die Summe der Forderungen für Schiffs-
bauten beläuft ſich auf 74375 000 Mk. Für artilleriſtiſche
Armierung werden 26 Millionen Mark gefordert.

Der außerordentliche Etat erfordert für Hafen- und Hoch-
bauten 18 700 000 Mk., darunter 6 Millionen zum Ankauf von
Grundſtücken für den Bau eines neuen Dienſtgebäudes für das
ReichsMarineamt.

Der Etat des Reichsſchatzamts weiſt eine Einnahme von
4 400 000 312 000) Mk. auf. Die fortdauernden Ansgaben
ſind auf 548 Millionen 15/2 Millionen) berechnet. Die
Ueberweiſungen an die Bundesſtaaten ſollen insgeſamt 542
Millionen 14140000) Mark betragen, worunter 355 Mill.

10880 000) Mark aus den Erträgen der Zölle und 106“s
Millionen 2 Mill.) Mark aus dem Ertrage der Brannt-
ſteuer, ſowie 784 Millionen Mark aus dem Ertrage der Reichs-
Stempelabgaben.
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Der allgemeine Penſionsfonds weiſt an fortdauernden Aus
gaben für das Reichsheer 62 Millionen auf 2 100 000 M..
Hiervon entfallen auf Preußen 55 Millionen 2 Millionem),
auf Sachſen 4 Millionen 130000 M.), auf Württemberg
2 860 000 37 000 M.).

Das Reichsmilitärgericht erfordert an laufenden Ausgaben
518 000 M.

Der Etat des preußiſchen Heeres veranſchlagt 11 Millionen
Mark ordentliche Einnahmen 1 Million) und 4 Millionen
außerordentliche Einnahmen. Die fortdauernden Ausgaben be-
ziffern ſich auf 448 160 000 5 450 000 M.). Hierbei iſt zu be-
merken, daß geplant iſt, infolge des Mangels an Kabvallerie
durch Zuſammenfaſſung der vorhandenen Meldereiter-Eskadrons
den „dringendſten Notſtand“ zu beſeitigen, und zwar ſollen die
fünf Eskadrons in Poſen zu einem Regiment und die Es-
kadrons Nr. 1 und 17 zu einem Detachement vereinigt werden.
Ferner iſt die Errichtung von vier Fußartillerie -Kompagnien
beabſichtigt. Für die Weiterentwicklung des Automobilweſens
werden 100000 M. gefordert. Des weiteren iſt die Errichtung
einer militär techniſchen Hochſchule geplant, für welche 103 000
Mark gefordert werden. Die einmaligen Ausgaben des ordent-
3 Etats beziffern ſich auf 34 Millionen Mark 5 870000
Marh).

Die einmaligen Ausgaben des Artillerie und aerbee
erfordern 11 600 000 1 480 000) M. Für Garniſonbauten
im Elſaß werden 4,2 Millionen 860 000) M. verlangt.
Jm außerordentlichen Etat werden 23!/4 Millionen

42/3 Millionen) gefordert. Der Etat des ſächſiſchen
Kontingents weiſt in Einnahme 350 000 M., an fort-
dauernden Ausgaben 42/4 Millionen 830 000) M. auf,
an einmaligen Ausgaben des ordentlichen Etats 6 470 000
W ſgNilltonen). des außerordentlichen Etats 400 000 200 000)

ark.
Ferner ſollen die Meldereiter-Eskadrons Nr. 12 und 19 in

Chemnitz vereinigt werden. Außerdem wird die Errichtung
von zwei Maſchinengewehr- Abteilungen, Erhöhung der Mann-
ſchaftszahl bei den Train-Jnfanterie- und Jäger-Bataillonen
niedrigen Etats geplant.

Der Etat des württembergiſchen Kontingents
erfordert an laufenden Ausgaben 21 300 000 200 000) M.,
an einmaligen ordentlichen Ausgaben 1 400 000 M.

Wie die Regierung dementiert.
Jn dem Leitartikel des Volksblattes vom 3. Januar war

ein Rechtfertigungsverſuch durch einen Artikel der miniſte-
riellen Berliner Korreſpondenz über die Jnterpellation betr.
Mißgriffe bei Verhaftungen mitgeteilt worden, desgleichen auch
die Äbfertigung, die dieſes Dementi durch unſer Zentralorgan
erfahren hat. Jetzt nimmt auch die hochoffiziöſe Nordd. Allg.
Ztg. das Wort, um die Berliner Korreſpondenz zu verteidigen.

ie Berl. Korreſp. hatte behauptet, die Vollſtreckung der Straf-
haft des Redakteurs Morawski ſei durch Anordnung der
Unterſuchungshaft unterbr ochen worden, weil

„bekannt gewordene Thatſachen die Annahme gerechtfertigt
hätten, daß die Strafhaft gemißbraucht werden ſollte, um
die Ueberwachung der Korreſpondenz des Verhafteten mit
dem Verteidiger zu vereiteln.“

Der Vorwärts hatte dies als eine denunziatoriſche Verdächti-
gung gegen den Genoſſen Heine bezeichnet, der der Verteidiger
Morawoskis in dieſer Sache geweſen war und auf den allein
man die Bemerkung der Berl. Korreſp. vernünftigerweiſe be-
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delſt auf mich fällt.“
Krog fuhr ſie an:
„Ach, gewiß nicht. Was ſind das für närriſche Spekulationen.

Wie kannſt Du Dich mit ſolchen Einbildungen plagen.“
„VNein, das iſt natürlich dumm von mir.“
„Dumm ſt ein ſtarkes Wort. Aber ein bißchen unvernünftig
wir wollen ſagen unvernünftig und überflüſſig.“

Frau Krog ſchwieg eine Weile.
Dann rief ſie mit plötzlicher Kraft:
h Hewald, hätteſt Du Dir nur eine andere Lebensſtellung

erwählt!“
Aſſeſſor Krog wurde mürriſch ſeine Lebensſtellung war ja

gerade ſein Stolz, faſt ſeine Eitelkeit. Und er gab eine ver-
drießliche Antwort.

„Dei meinſt vielleicht, daß ein Richter ſich gar nicht verhei-
raten dürfte Wir ſollten im Cölibat haben wie die Mönche
und wie die Prieſter in alten Tagen.“

„Das gerade nicht.“
Sie zog die Worte ein wenig in die Länge.

gen ging ſie plötzlich zu einem ganz anderen Gedankengang
über

„Jn alten Tagen, ſagſt Du. Es war einmal in alten Tagen
ein Mann, der W a ſgtius Pilatus.“

„Ja, das weiß ich wohl.“
Krog lachte leiſe.
„Er war ja auch verheiratet nicht wahr
Krog wurde aufmerkſam.

ſo heißt es.“,
„Und wird nicht erzählt, daß ſeine Frau in der Nacht, als

er Jeſus Chriſtus verurteilte Boten zu ihm ſandte und ihm
ſagen ließ: Thue S eſem Unſchuldigen nichts zu Leide. Denn
ſein Bild hat mich in ſchweren Träumen verfolgt.“

Der Aſſeſſor richtete ſich mit einem Satz im Bett auf und
ſtarrte erſtaunt auf ſeine kleine Frau.

„Ja, das iſt ganz richtig. So was wird ja erzählt oder ſteht
geſchrieben. Aber wie kommſt Du darauf Du glaubſt doch
im Leben richt daß ich jemals einem Unſchuldigen etwas zu
Leide gethan habe

„Nein, Oswald, das glaube ich wahrlich nicht: Nein, denGedanken kann ich nicht einmal ausdenken. Das wäre ach
ſo grauſam, ſo häßlich ich könnte Dich z. B. nie wieder

ſowohl wenn Du recht handelſt wie wenn Du unrecht han
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Körreſp. die angeblichen Theo a mitteilt, und

tte daranf hingewieſen, daß Genoſſe Heine die Verteidigung
Morawskis erſt wach deſſen Ueberführung in die Unterſuchungs-
haft übernommen hatte.

Die Nordd. Allg. Ztg. muß nun dies zugeben, ſucht aber
ihre Schützlinge auf eine Weiſe reinzuwaſchen, an der dieſekeine Freude ßaten dürften. Sie enthüllt die „Thatſache“, daß

am 28. April 1902, alſo faſt einen Monat, ehe Heine Morawskis
Verteidigung in der gegen ihn eingeleiteten Unterſuchungsſache
übernahm, zwei andere Rechtsanwalte die Geſtattung unbe-
ſchränkten Briefverkehrs mit Morgwski zum Zwecke eines
Wiederaufnahmeverfahrens in einer rechtskräftig abgeurteilten
Sache, in der Morawski damals in Strafhaft war, nachgeſucht
hätten. Deshalb habe der Unterſuchungsrichter

„beſorgt, daß ein nicht kontrollierbarer Verkehr Morawskis
mit ſeinem damaligen Verteidiger zur Erſchwerung der Er-
mittelungen in der ſchwebenden Vorunterſuchung benutzt wer
den könne“.

Man beachte die von uns im Druck hervorgehobenen Worte.
Jn der Berl. Korreſp. war von Thatſachen die Rede, aus
denen hervorginge, daß die Strafhaft benutzt werden ſollte,
um die Ueberwachung der Korreſpondenz mit dem Verteidiger
zu vereiteln, alſo natürlich mit dem Verteidiger in der
Hwebenden Unterſuchungsſache, in der eine Ueberwachung des

ſverkehrs bis zur Eröffnung des Hauptverfahrens zuläſſig
Jetzt treten an die Stelle dieſes Verteidigers zwei

Dre aus einer früheren Sache, die an dem neuen Ver
fahren nicht beteiligt waren, nicht einmal etwas davon wußten
und deren Korreſpondenz mit Morawski den Unterſuchungs-
richter gar nichts anging. An Stelle der Abſicht des Ange-
klagten oder ſeines Verteidigers, die Kontrolle des Briefwechſels
zu vereiteln, die die Berl. Korreſp. mit dem Wort „ſollte“ an
gedentet hatte, erſcheint in der Nordd. Allg. Ztg. eine „Be
ſorgnis“ des Unterſuchungsrichters, daß dies geſchehen
„könnte“. Wäre die Berl. Korreſp. mit dieſer „Thatſache“
und damit, daß es ſich gar nicht um den Verteidiger
Morawskis in der ſchwebenden Unterſuchungsſache, den Ge-
noſſen Heine, handeln ſollte, ſogleich herausgerückt, ſo würde
ſie von vornherein von jedermann ausgelacht worden ſein.
Darum offenbar dies Spiel mit verteilten Rollen: erſt in der
Berl. Korreſp. eine geheimnisvolle Verdächtigung, die nur
auf den Genoſſen Heine bezogen werden konnte, und dann
der Zurückzieher in der Nordd. Allg. Ztg. Eine ſaubere
Polemik!

Wenn übrigens wahr iſt, was die Nordd. Allg. Ztg. über
die Ueberführnng Morawskis in die Unterſuchungshaft meldet,
ſo iſt das Vorgehen des Unterſuchungsrichters in Beuthen
nichts weniger als gerechtfertigt. Wenn „Thatſachen“, die
einen Verdacht der Verdunkelung rechtfertigen, ſo ausſehen
ſollen, dann iſt die geſetzliche Beſchränkung der Verhaftung
wegen Kolluſionsverdachts ſo gut wie illuſoriſch, und alles iſt
der richterlichen Willkür anheimgegeben. Jedenfalls hätte der
Unterſuchungsrichter aber auch bei ſeiner Auffaſſung noch die
Unterſuchungshaft Morawskis vermeiden können, wenn er bei
den zwei Anwalten aus der früheren Sache angefragt hätte,
ob ſie bei ihrem Geſuch um unbeſchränkten Briefwechſel be-
harrten, auch wenn es eine Unterbrechung der Strafhaft zur
Folge haben würde. Selbſtverſtändlich würden dieſe dann den
Antrag zurückgezogen haben. Von dem Grundſatz, die Frei-
heitsentziehung nach Möglichkeit zu verkürzen, entdeckt man in
dem gegen Morawski eingeſchlagenen Verfahren nichts.

Ein in Ungnade gefallener Hoftheater-Jntendant.
Der bisherige Jntendant der Berliner Hofbühnen, Graf

Janda iſt plötzlich aus ſeinem Amte geſchieden er hat dem
Jntendanten des Wiesbadener Hoftheaters, Herrn von Hülſen,
Platz machen müſſen. Ueber dieſen Perſonenwechſel an den
königlichen Kunſttempeln erzählt der Berliner Korreſpondent
der Frankf. Ztg. folgendes:

„Es ſtand ſchon lange feſt, daß Graf Hochberg vom Poſten
des Generalintendanten der königl. Schauſpiele zurücktreten
werde. Es haben ſich vor Jahr und Tag in dieſer Angelegen-
heit Jntriguen abgeſpielt, in die auch politiſche Perſönlich-
keiten, wie ein inzwiſchen in den Ruheſtand getretener viel-
genannter Botſchafter und früherer Günſtling des Kaiſers ver-
wickelt waren. Als vor etwa einem Jahre nicht ohne
urſachlichen Zuſammenhang mit dieſen Jntriguen
der ſchon lange herzleidende Jntendanturdirektor
Pierſon einem Schlaganfallerlag, war Graf Hochberg
feſt entſchloſſen, ohne dieſen unentbehrlichen Mitarbeiter nicht
mehe lange zu bleiben. Der Ablauf der jetzigen Theaterſaiſon
war als Zeitpunkt für ſeinen Rücktritt vereinbart und ebenſo
ſtand feſt, daß Herr von Hülſen ſein Nachfolger werden ſollte.
Der Grund, weswegen der Wechſel ſich jetzt früher vollzogen
hat, iſt nicht ohne allgemeines Jntereſſe. Es iſt von kirch-
lichen Kreiſen, die auch auf eine recht hohe Stelle Einfluß

küſſen, wenn ich das glaubte.
lich ſein, in dem Grade das Wohl und Wehe ſeiner Mitmen-
ſchen in Händen zu haben.“

Der Aſſeſſor lehnte ſich ins Bett zurück und zog die Decke
gut um ſich berum.

„Natürlich kennt man ſeine Verantwortung“, ſagte er in einem
ziemlich kurzen, faſt höhniſchen Ton.

„Wie nun bei dem, den Du heute feſtnahmſt“, fuhr ſie hart-
näckig fort. „Biſt Du nun da Deiner Sache ganz ſicher

„Vollkommen.“
Der Ton des Aſſeſſors war äußerſt beſtimmt.
„Na ja, Gott ſei Dank.“
Frau Krog beugte ſich zu ihrem Manne hinüber und gab ihm

einen Gutenachtkuß.
„Dann iſt ja alles gut. Dann habe ich nur um Verzeihun

zu bitten für all' den Unſinn, mit dem ich kleiner Dummkop
gekommen bin.“

„Gute Nacht, mein Süßer, Lieber.“
„Gute Nacht, mein teurer Freund.“
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VII.
Bald darauf konnte Aſſeſſor Krog hören, daß ſeine Frau ein

geſchlafen war.
Er ſelbſt lag und wendete und drehte ſich, um eine bequeme

Lage zu finden.
Aber wie er ſich auch anbrachte, die richtige, ſichere Ruhe

wollte nicht kommen.
Müde und abgeſpannt nach einem anſtrengenden Arbeitstage

Pzgrei er ſonſt in Schlaf, ſobald er den Kopf auf das Kiſſen
egte.

gewöhnlichen nervöſen Bewegung heimgeſucht, die den Schlaf
von ſeinen Lidern jagte, ſo oft er angeflogen kam und ſich nieder-
laſſen wollte.

Jn der Stille der Nacht konnte er das feierliche Ticken der
Uhr drinnen im Wohnzimmer hören.

Nun ſetzte ſie zum Schlagen ein.
Und gleich darauf ertönte der Stundenſchlag.
Es war ſchon ein Uhr. Und noch hatte er nicht geſchlafen.

Aber doch es muß eben ſchreck

e ähe Oper Feuersnot Stimmun

Aber an dieſem Abend wurde er von einer ganz un
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und das „Unritterliche“ des Vorganges auf der
Bühne ſtark hervorgehoben worden. rauf hat der
Kaiſer, nachdem die Oper vier- oder fünfmal gegeben war, den
Grafen Hochberg mündlich über die Annahme und Aufführung
verlangt. Dieſe Aufklärung ſcheint genügt zu haben, denn
nachdem die Feuersnot einige Wochen vom Repertoir ver
ſchwunden war, darf ſie neuerdings wieder aufgeführt werden.
Graf Hochberg hat aber trotzdem auf ſeinem ſofortigen Rücktritt
beſtanden. Einige Blätter wollen aurh wiſſen (uns iſt das
aber nicht bekannt), daß die Kaiſerin jüngſt ſittlichen Anſtoß
an dem vierten Akt des Wildenbruchſchen Königs Laurin
und der realiſtiſchen Darſtellung der Liebesſzene genommen
habe. Doch hat das ſchon aus zeitlichen Gründen denn es

ſich am ren Weihnachtsfeſttage abgeſpielt haben mit
em Rücktritt des Grafen Hochberg nichts zu thun.
Die Aeußerung der Kaiſerin über König Laurin ein

Drama des Hohenzollernpoeten Wildenbruch ſoll, wie man
erzählt, wegen der Liebesſzenen im vierten Akt gelantet haben:
e muß ſich ſchon ſchämen, ins Schanfſpielhaus
zu gehen.“

Graf Hochberg ſelbſt hat ſich über die Gründe ſeines Rück-
tritts in ſehr myſtiſcher Weiſe geäußert. Er erklärte, daß er
„ſo geſund wie der Fiſch im Waſſer ſei“. Dann erklärte er,
daß ſein Amt „ein Kranz von Dornen“ geweſen „mit ein
zelnen, freilich ſehr ſchönen Roſen beſetzt. Er ſprach von
„Zeiten bitterſter Anfeindungen“. Von welcher Seite dieſe
Anfeindungen gekommen ſeien, hat er nicht verraten.

Der ggrariſchen Vegehrlichkeit
genügt der Zolltarif noch lange nicht. Nebenher wird noch durch
private Beſtrebungen verſucht, die Preiſe landwirtſchaftlicherProdukte in die Köhe zu treiben. So hat ſich in der Um-

gegend von r ein Milchring gebildet, der in Hamburg
eine Verſammlung abhielt. Es waren ungefähr 1000 Landleute
aus der hannoverſchen und holſteiniſchen Umgegend Hamburgs
anweſend. Als Zweck der Verſammlung wurde die beſſere Ver-
wertung der Milch, d. h. alſo die Erhöhung der Milchpreiſe,
bezeichnet. Dabei wurde zugegeben, daß die Hamburger Milch
preiſe in den letzten drei Jahren beſtändig geſtiegen wären.

Die Ueberſicht über den Zentralverein ergab, daß demſelben
gegenwärtig 24 perſönliche Mitglieder und 22 rechtsfähige Ver
eine mit insgeſamt 2200 Mitgliedern angehören. Derſelbe wird
durch 73 Delegierte vertreten, d. h. je I für den Beſtand von
300 Kühen bei 20000 im Verein vertretenen Kühen. Der
Hauptredner des Tages welcher den lebhafteſten Beifall der
Verſammlung fand, Oekonomierat Ring Düppel, ſchilderte im
einzelnen den Berliner Milchkrieg, ſeine Entſtehung und Folgen.Er gab zu, daß der Krieg' an ſich ein Defizit Jervorgerhnſen
habe, ſo dabe ſich im zweiten Betriebsjahre für die Mitglieder

ein Fehlbetrag von 385000 Mk. d. h. 90 Mk. pro Kopf, er
geben. Schließlich wurde eine Herrn Ring zuſtimmende Re
ſolution angenommen.

Ein „rührender“ Erlaßz.
Unſerem Dresdener Parteiblatte hat ein günſtiger Wind

folgenden rührenden Erlaß auf den Redaktionstiſch geweht:
Kaiſerliche Werft, Wilhelmshaven.

Tagesbefehl zum Aushäang.
Mittwoch, den 31. Dezember 1902.

t 3 Tage.Einer großen Zahl von Mietern in den Werfthäuſern der
Oſtfrieſen und Hinterſtraße mußten am Schluſſe dieſes Jahres
ihre Wohnungen gekündigt werden.

ch nehme an, daß alle diejenigen, die von dieſer Maß
regel betroffen werden, davon überzeugt ſein werden, daß die
Werft dieſen Schritt nur im Zwange der Verhältniſſe thut,
und hoffe deshalb, daß die Arbeiter ſich dadurch in dem Ver
trauen zu ihrer Behörde nicht wankend machen laſſen werden.

Jch, wünſche allen Arbeitern der Werft ein geſegnetes und
glückliches neues Jahr.

gez.: WodriKontre-Admiräl und Ober-WerftDirektor.

So viel uns bekannt iſt, bemerkt unſer Dresdner Bruderblatt
hierzu, iſt ein Vertrauen der Arbeiter zu dieſer ihrer Behörde
noch nie vorhanden geweſen man braucht daher uicht beſorgt
zu ſein; da iſt nichts, was wankend werden könnte. Von allen
Marinebetrieben hat ſich gerade die Werft Wilhelmshaven in
der Fürſorge für ihre Arbeiter am wenigſten ausgezeichnet.
Wenn auch anerkannt werden muß, daß der jetzige Oberwerft-
direktor ſich Mühe giebt, einen Teil deſſen wieder gut zu machen,
was ſeine Vorgänger, beſonders der letzte, der inzwiſchen er
ledigte Herr von Schuckmann, in ihrer gänzlichen Gleichgiltig-
keit gegen Arbeiterintereſſen verſchuldet haben, ſo mangelt doch
auch ihm das rechte Verſtändnis, trotz alles guten Willens.
Wohlthätigkeit iſt keine Wohlfahrt! Mit Almoſen ködert man
Frauen und Kinder, keine Männer; wir wollen Verſtändnis

Er verſuchte zu zählen, um die Gedanken zu betäuben und
das Gehirn von allen komplizierten Vorſtellungen zu leeren.

Aber er kam nicht weiter als bis fünfzig.
Dann waren die aufregenden Gedanken wieder da!

„„Und mit einem ſchnellen, wenn auch unwillkürlichen Entſchluß
überließ er ſich plötslich dieſem Gedankengang.

Anfangs ſchien es, als ob dieſes rein private Gericht ihm
leicht genug fallen ſollte.

Oswald ryg war ein vollkommen ehrlicher und rechtdenkender
Mann, honett bis in die Fingerſpitzen. as wußte er von ſichſelbſt. Das wußten und ſagten, auch alle anderen.

Trotzdem hatte ſeine ganz unjuridiſche und unkundige Gattin
ſein Gemüt in Unruhe verſetzt durch die kleine, vielleicht ganz
Winllge und unüberlegte gung ne von VPontius Pilatus.

er Name hatte ſich feſtgebiſſen. Und ſeine Unruhe ließ ſich
nun nicht länger ganz betäuben, auch nicht von den beſten Ver
nunftgründen. Weshalb mußte gerade ſie, der einzige Menſch,
aus dem er ſich erſtlich etwas machte, mit dieſen Skrupeln
kommen

Pilatus' Gattin!
Jhm
Er war ja kein Pontius Pilatus!

Noch weniger hatte jener als ein Unſchuldiger, geſchweige denn
ein Chriſtus, vor ſeinem Richterſtuhl geſtanden.

Ein Chriſtus!
In Dunkeln lächelte Krog höhniſch.

as wäre doch Jean zuletzt er, der freche, verſtockte Lümmel,
den er den ganzen Nachmittag pdurg vergebens zum Bekennt
nis zu zwingen nein, zu nötigen verſucht hatte. Der bloße
Verglei Krengte an Blasphemie!

ür ſolchen Schlingel war der Arreſt wahrlich nicht zu gut!
er würde ſchon ſeine Wirkung thun, um ſo mehr, als der

Verhaftete ſo was noch nicht probiert hatte.
Und in dieſer Jdeenverbindung peh er Aſſeſſor plötzlich den

Arreſtraum merkwürdig deutlich vor ſich, in dem ſein Gefange-
ner nun ſeine Nacht verbrachte in einem Bett, das alles
des Iid ehdete h ſo ſareff und der a

Das Bild meldete ſich ſo ſchroff und der Aſſeſſor kannteſelbſtverſtändlich die Lokalitäten e Wenig es ſo ge
nau daß die ganze Viſion faſt Leben und Farben eines
Traumgeſichts hatte.

(Fortſetzung folgt.)

e



W

4 h z 4 n9

T

t r olche
Familienvaters wegen irgend eines Vergehens, wodurch doch
nicht der Mann allein ſondern in erſter Linie die ganz un-
ſchuldige Familie geſtraft wird wirkt erkältend auf alle Be
ziehungen.

Die im Militär- und Marinedienſt altgewordenen Männer
können nun einmal nicht aus ihrer Haut heraus. Für ein Ver
gehen giebt es nur eins: Strafe! Was es auch geweſen ſein
mag, in irgend ein Schema der Strafordnung wird es ſchon
hineinpaſſen. Jmmer hübſch normale Verhältniſſe pflegen Ja

für normale Verhältniſſe genügt allerdings ein bißchen
Wohlthätigkeit als dekorativer Schmuck; echte Wohlfahrts-
beſtrebung ſucht ſich anormale Verhältniſſe als Wirkungsfeld
auf. Die gewöhnliche Anſchauung der bevorzugten Klaſſen iſt
der Bewunderung voll für unſere ſchön geordneten normalen
Zuſtände, deren berufene Wächter der Soldat und der Juriſt
ſind, und hat höchſtens ein bedauerndes Wort für den Aermſten,
der das Pech hat, in dieſen ſchönen normalen Rahmen nicht
hineinzupaſſen. Die ungewöhnliche Anſchauung wäre die, ſich
auf den Standpunkt dieſer Aermſten zu ſtellen und die gegen
ſie gerichtete Kritik abzuwenden auf das Schema ſelbſt.

Jn Wilhelmshaven ſollen 20 Häuſer geräumt werden, damit
man Platz für die Erweiterung der Werftanlagen findet. Jedes
Haus nur zu 10 Familien gerechnet, macht 200 Familien, denen
durch dieſe eigenartige Neujahrsgratulation gekündigt wird.
Jhnen wird der Glückwunſch am Schluſſe den bitteren vorher-
gehenden Jnhalt ſchwerlich verſüßen! Ganz anders hätte es
gewirkt, wenn man ihnen als Entſchädigung für die Opfer, die
ſie durch Aufgabe ihrer Gärten bringen müſſen, in die ſie doch
nicht nur Arbeit ſondern auch viel Geld hineingeſteckt haben,
und für die notwendig werdenden Umzugskoſten aus dem Mil-
lionenfonds für Erweiterung der Werft mit einigen Geldmitteln
zu Hilfe gekommen wäre. Aber das würde ja vom Schema
abweichen; ein Glückwunſch iſt billiger

Kruppſches Wohlfahrts-Vermächtnis.
Die Dortmunder Arbeiter Ztg. berichtet aus Eſſen: „Sehr

großes Aufſehen hat man von einem angeblichen Vermächtnis
Krupps für die 'Altenhofbewohner gemacht. Jedem Ehepaar
ſind 1000 Mk., jedem Witwer und jeder Witwe 500 Mk. ver-
macht, ſo lautete die irreführende Notiz. Wie alle Welt weiß,
haben die Jnvaliden auf dem Altenhof freie Wohnung. Das
angebliche Vermächtnis iſt aber weiter nichts als Aufhebung
der Freiwohnung, durch Ueberſchreibung eines Kapitals, deſſen
Zinſen zur Renovierung der Häuſer verwandt werden ſollen.
Nachdem wir den Charakter des „Vermächtniſſes“ erfahren
haben, zweifeln wir daran, daß es ſich wirklich um einen teſta-
mentariſchen Akt des Verſtorbenen handelt. Sollte aber wirk-
lich in Krupps Vermächtnis die fragliche Schenkung mit den
Ausführungsbeſtimmungen enthalten ſein, dann haben ſicher
Wohlfahrtspolitiker nach bekanntem Muſter diktiert. Von Krupp
können wir wirklich nicht annehmen, daß er eine ſolche Wohl-
fahrtskomödie ſelbſt inſzeniert hat. Die Beſchenkten bekommen
nämlich von dem Vermächtnis keinen Sechſer in die Hände.
Das Kapital, ſo iſt den Leuten in ſchwarz umränderten Briefen
mitgeteilt worden, iſt auf das von ihnen bewohnte „freie“ Häuschen
überſchrieben, und werden von den Zinſen die erforderlichen
Renovierungs- Arbeiten beſtritten! Die Geſamtſumme, die hier-
bei in Betracht kommt, beträgt 180 000 Mark. Dieſe Summe
iſt, wie bemerkt, überſchrieben. Es iſt eine Transaktion, die
praktiſch für die Beſchenkten gar keinen Wert hat. Von den
Zinſen werden die Reparatur-Koſten 2e. bezahlt. Früher deckte
man die bezüglichen Koſten aus der Werkskaſſe. Es iſt im
Grunde genommen nichts geändert aber Reklame wurde
wieder gemacht!“

Der Kreuzzug gegen Venezuelag.
Die Stellung des Präſidenten Caſtro ſoll nach den letzten

Nachrichten ſtark erſchüttert ſein, es wurde ſogar ſchon von
einer Abdankung desſelben berichtet. Es bleibt noch abzuwarten,
ob ſich dieſe Nachrichten beſtätigen.

Jnzwiſchen iſt die „gepanzerte Fauſt“ Deutſchlands an der
venezolaniſchen Küſte nicht müßig. So wird aus Puerta Cobello
berichtet:

Der deutſche Kommandeur verſetzte die Stadt Sonnabend
durch Landung von 150 Marineſoldaten in große Aufregung.
Das Landungskorps wurde in kleinen Booten nach dem Ufer
geſchickt, wo ſich große Mengen verſammelten, um die Landung
zu verhindern. Je näher die Boote kamen, deſto mehr zer-
ſtreute ſich die Menge, und als ſie ans Ufer gelangten, waren
faſt alle verſchwunden. Einige wenige, die ausgehalten hatten,
wurden ſchleunigſt fortgejagt und die Docks und bas Zollhaus
beſetzt. Die Mehrzahl der Bewohner flüchtete ſich in die Um-
gebung der Stadt. Die Zurückbleibenden begannen die Straßen
zu verbarrikadieren.

Nach einer in Berlin eingetroffenen Meldung des deutſchen
Kommodore Scheder vom 4. d. M. aus Caracas ſind am
3. Januar 15 größere venezolaniſche Segelſchiffe in den Lagunen
von Puerto Cabello durch die deutſchen Streitkräfte genommen
worden. Sie werden durch die Kriegsſchiffe Stoſch und Reſtau-
rador nach Los Roques geſchleppt und dort bewacht werden.

Das ſchneidige Vorgehen muß ſehr verwundern, nachdem die
Mächte ſich bereit erklärt haben, den Konflikt vor dem Haager
Schiedsgericht zu ſchlichten. Oder will Deutſchland mit Ge-
walt eine friedliche Löſung der venezolaniſchen Streitfrage
hintertreiben

Zur Flucht der Kronprinzeſſin von Sachſen.
Aus Dresden wird gemeldet: Die Klageſchrift des Kron-

prinzen iſt durch ſeinen Rechtsvertreter ausgearbeitet und fertig-
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worden. Sie wurde Gen
an die Kronprinzeſſin der

tſche Konſul n worden. Zur Erwiderung hat dieKronprinzeſſin ein Recht innerhalb der Friſt, die ßin die
Verordnung vom 30. Dezember 1902 feſtgelegt wurde. äh-
rend des Ganges dieſes Verfahrens werden von ſeiten des
Königs, wie authentiſch verſichert wird, keinerlei Handlungen
offizieller Natur vorgenommen, die ſich auf das augenblickliche
e uis der kronprinzlichen Paares irgendwie beziehen

önnten.
Giron und die Kronprinzeſſin ſollen r nach Paris

überzuſiedeln, wo Giron dürch litterariſche Arbeiten ſeinen und
der Prinzeſſin Lebensunterhalt verdienen will. Er ſoll auch
vor ſeiner w in Brüſſel ſein Vermögen in Höhe von
50 000 Franken flüſſig haben. Von dieſem Gelde lebt
das Paar zur Zeit in Genf. Von dort wird gemeldet:

Giron wurde von der Genfer Polizeibehörde zur Bee der nötigen Ausweisſchriften eine u geſetzt; ſollte
dem Erſuchen u Folge geleiſtet werden, ſo könnte möglicher

weiſe die Ausweiſung erfolgen.

Sehr unbequem iſt den agrariſchen Blättern, die
wohl ein feines Verſtändnis für die Sekt-Not der Großgrund-
beſitzer, aber keins für die Brot Not der Proletarier haben, eine
Thatſache, die vor kurzem über die Erträge des Rittergutes
Gablenz bei Gaſſen bekannt wurde und welche beweiſt, daß
bei ſachverſtändigem Betriebe ſchon jetzt die Landwirtſchaft recht
hübſche Erträge abwirft. Als der derzeitige Beſitzer Dr. Papilsky
Juli 1897 von den Major Weberſchen Erben das Gut käuflich
erworben und übernommen hatte, war es ertenſiv bewirt-
ſchaftet worden. Das Gut wurde während der Zeit, da es
dem Major Weber gehörte, allerdings mit wenig Kapital, aber
dennoch ordnungsgemäß bewirtſchaftet. Nach entſprechender
Verbeſſerung und Ergänzung der Gebäude iſt es dem Beſitzer
durch Einführung des modernen Wirtſchaftsſyſtems und durch
ſehr intenſiven Betrieb (Anſchaffung landwirtſchaftlicher
Maſchinen, relativ große Viehhaltung bei rationeller Fütterung,
ſachgemäße Düngung uſw. uſw.) in dem verhältnismäßig kurzen
Zeitraum von zirka fünf Jahren gelungen, die Kultur ſo weit
zu heben, daß ſich die Ernteerträge nahezu verſechs-
facht haben. Es wurde beiſpielsweiſe in dieſem Jahre unge-
fähr ebenſo viel Gerſte geerntet, als im Uebernahmejahr 1897
Roggen, Weizen, Hafer und Gerſte zuſammen. Jn gleicher
Weiſe ſtieg auch die Kartoffel- und Rübenernte, ſowie auch die
Milchproduktion.

Zu ſolcher Bewirtſchaftung gehört außer dem Geld, das die
Junker lieber für noble Paſſionen verwenden, auch noch Ver-
ſtand und ernſte, anſtrengende Arbeit. Da iſt es viel bequemer,
das Beiſpiel der wegelagernden Vorfahren nachzuahmen und
dem hungernden Volke noch einen Teil ſeiner Armut auf „ge-
ſetzmäßigem“ Wege zu nehmen.

Die agrariſchen Blätter mäkeln allerlei an dem Beiſpiel
herum; ſie können aber die Hauptſachen nicht in Abrede ſtellen,
und darum ſind ihnen die veröffentlichten Thatſachen äußerſt
unbequem.

Wie iſt die Zeitung doch ſo intereſſant! Das Berliner
Tageblatt bringt in der ſächſiſchen „Eheirrungsgeſchichte“ eine
höchſt rührſelige Notiz, und die ganze provinzielle Klatſchpreſſe
druckt dieſelbe in allerunterthänigſter Ehrfurcht nach. Die Notiz
lautet: „Wie zuverläſſig mitgeteilt wird, geht dem Kronprinzen
die Entfernung ſeiner Gemahlin ſehr nahe. Man trifft ihn
oft in Thränen.“

Ergreifend! Nicht wahr
Kriegerverein und Berggewerbegerichtswahl. Ueber den

Zuſammenhang dieſer beiden Dinge giebt folgendes Schriftſtück
Aufklärung:

Marmelshagen, den 29. Dez. 1902,
Herrn

Hierdurch zur Mitteilung, daß Sie laut Beſchluß der
VorſtandsSitzung vom 21. d. M. aus unſerem Verein
als Mitglied ausgewieſen ſind, weil Sie ſich gegen
8 3a unſeres Vereinsſtatuts vergangen haben.

Heinr. Witte, Vorſitzender.
Der Ausgeſtoßene hat pflichtſchuldigſt am Wahltage gegen

den Zechenkandidaten agitiert, damit der Kandidat der
Organiſation ſiege. Dadurch hat er gegen die Prinzipien des
Kkrieger- und Landwehrvereins Marmelshagen verſtoßen. Der
Verein giebt alſo ſelbſt zu, daß er zum Schutz der Zechen-
kandidaturen da iſt. Für dieſes Eingeſtändnis kann man dem
löblichen Vorſtand nur dankbar ſein.

Das Reichsgericht und der katholiſche Reliquien-Kultus,
Die Aachener Reliquien und ihre Ausſtellung waren am
14. Juni v. J. vom Vorwärts einer Beſprechung unterzogen
worden. Jn dem Artikel wurde gerügt, daß die fraglichen Reli-
quien: das Kleid der Jungfrau Mariag, die Windeln Jeſu, deſſen
Lendentuch, ſowie das Tuch, in welches der Leib des Johannes
nach ſeiner Enthauptung gewickelt war, mit Kranken, die Heilung
ſuchen, in Berührung gebracht werden. Dann war noch bemerkt,
Menſchen, die noch in ſolchem Wahn befangen ſind, ſeien in der
geeignetſten Verfaſſung zur ſtummen Duldung der jetzigen
ſozialen Unterdrückung. Dieſen Artikel druckte die Görlitzer
Volkszeitung, welche in Breslau hergeſtellt wird, ab. Sie
machte dazu noch einen Zuſatz, in welchem es u. a. hieß, ein
ſozialdemokratiſches Blatt müſſe das Recht haben, einen Unfug
als ſolchen zu kennzeichnen. Ju der Bezeichnung der Verehrung
der Aachener Reliquien als Unfug hat nun das Landgericht
Breslau eine Beſchimpfung eines Gebrauchs der katholiſchen
Kirche erblickt; es hat deshalb den verantwortlichen Redakteur
des Blattes, Julius Bruhns, am 9. September v. J. zu zwei
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abend nach Genf ge Wochen Gefän verurteilt. Die Reviſion des Angeklagten
kam vor dem Reichsgericht zur Verhandlung. Der Reichsanwalt
erklärte ſie für begründet und führte aus: Anzuerkennen iſt, daß
nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts die Reliquienver
ehrung als ein Gebrauch der katholiſchen Kirche anzuſehen iſt.
Dagegen iſt nicht jeder Angriff auf einen einzelnen Gegenſtand
des Kultus ein Angriff gegen den Kultus ſelbſt. Daß gerade
die Ausſtellung der vier hier in Frage kommenden Gegenſtände
ein Ausfluß des allgemeinen Gebrauchs der Reliquienverehrung
wäre, iſt vom Gericht nicht feſtgeſtellt worden. Das Landgericht
hat ganz allgemein daraus, daß überhaupt ein Gegenſtand der
Verehrung angegriffen wird, geſchloſſen, doß damit ohne weiteres
der Kultus der Reliquienverehrung beſchimpft werde. Das
muß aber als unzuläſſig bezeichnet werden. Ebenſo erregt es
Bedenken, daß in dem Ausdruck Unfug ohne weiteres eine Be
ſchimpfung erblickt worden iſt. Das Reichsgericht hat ja aus
geſprochen, daß der bloße Ausdruck der Verachtung nicht genüge,
ſondern daß die Mißachtung in einer rohen, verletzenden Form
geäußert ſein müſſe es hat aber auch, was hier allerdings nicht
in Frage kommt, ausgeſprochen, es ſei nicht erforderlich, daß
gerade verletzende Schimpfwörter gebraucht ſeien, ſondern die
rohe, verletzende Form könne auch in der Behauptung ehrver-
letzender und ehrenrühriger Thatſachen gefunden werden. End
lich ſcheint auch der Dolus nicht genügend feſtgeſtellt zu ſein.
Das Reichsgericht erkannte auf Aufhebung des Urteils und
verwies die Sache an das Landgericht zurück. Jn der Haupt
ſache trat das Reichsgericht den Ausführungen des Reichsan-
waltes bei, doch wurde die Frage, ob in der Anwendung des
Wortes Unfug wirklich eine Beſchimpfung liege, vorläufig unge-
prüft gelaſſen.

Früchte frommer Erziehung. Auf dem Friedhof zu Gau-Bickelheim (Heſſen) hat ſich am 27. Dezember Pinerder

Skandal ereignet: Ein katholiſcher Einwohner des Ortes hatte
kurz vor ſeinem Tode den Wunſch ausgeſprochen, freireligiös
beerdigt zu werden. Der freireligiöſe Prediger von Mainz,
Frhr. v. Cuccagna, übernahm die Beſtattungsfeier. Kaum war
der Leichenzug am Gemeindefriedhof, der nicht konfeſſionell iſt,
angekommen und kaum hatte der Prediger die Grabrede be
gonnen, da ging ein wüſter Lärm los, ausgeführt von Leuten,
die weder auf dem Friedhofe, noch mit der Beerdigungsfeier
etwas zu thun hatten. Es ſchien, als ob „beſtellte Arbeit“ ge-
liefert würde. Von einer ordnungsmäßigen Abhaltung der Be
ſtattungsſeier war keine Rede, wiederholt machte der Prediger
den Verſuch, die Grabrede fortzuſetzen, er konnte ſich aber
höchſtens für die Nebenſtehenden vernehmbar machen. Dann
begann ein Bombardement mit ſchmutzigen Erdklumpen, deſſen
Zielſcheibe der Prediger war, Beſchimpfungen, Drohungen roheſter
Art folgten. Der Prediger, die Leidtragenden und Hinter
bliebenen harrten zunächſt aus, um, ſo gut die Umſtände es er
laubten, ihre Pflicht der Pietät gegen den Toten zu erfüllen.
Endlich waren ſie aber gezwungen, wollten ſie von der ver-
blendeten Menge das Grab und die Feier nicht weiter ſchänden
laſſen, früher als es ſonſt geſchehen wäre, die geſtörte, ja
unmöglich gemachte Zermonie zu ſchließen.

Ausland.
Frankreich. Der Pariſer Polizeipräfekt in Nöten

Herr Lepine, der Pariſer Polizeipräſident, iſt ein gar ſchnei
diger Herr. Zu wiederholten Malen hat er mit rauher Hand
eingegriffen, wenn die Sozialiſten auf dem Pere Lachaiſe
in pietätvoller Weiſe ihre Toten er und ſein brutales Vor-
gehen bei Streiks hat ihn bei der Arbeiterſchaft nicht wenig
verhaßt gemacht. Jetzt bereiten ihm nun ſeine eigenen Unter
gebenen arge Verlegenheiten. e Schutzleute, die er ſo oft

die geſetzmäßigen Aktionen der organiſierten Arbeiter vor
ckte, wollen nun ſelbſt eine Organiſation bilden. Herrepine hat „ſeine“ Schutzleute außechalb des Geſetzes geſtellt,

indem er ihnen nicht bloß die Lektüre des „Sergent de Ville“,
des Berufsorgans der Schutzleute, unterſagte, ſondern er ver-
bot ihnen auch, die Verſammlung, in der die Gründung der
Organiſation beſprochen werden ſollte, zu beſuchen. SechzehnBeamte, unter ihnen ſolche, die über 20 Jahre in Sierſt

waren, ſind wegen h e e entlaſſen wor-
den; vor dem Verſammlungslokal waren zahlreiche höhere
Beamte aufgeſtellt, die jeden Verſammlungsbeſucher (die Schutz
leute kamen in Zivil), den ſie erkannten, notierten. Die Ver-
ſammlung war denn auch ſchlecht beſucht. Jmmerhin kam es
zur Gründung eines Syndikats; außerdem wurde eine Depu-
tation gewählt, welche den Miniſterpräſidenten erſuchen ſoll, zu
unſten der Beamten zu intervenieren. Die Schutzleute wollenſch ähnlich wie die Poſtbeamten zu einem großen Verbande

zuſammenſchließen.

Jtalien. Ein „Bund der Jnduſtriellen“ iſt dieſer
Tage in Monza gegründet worden. Er umfaßt die Unter-
nehmer der Textil-, der Färberei- und der Hutmacherinduſtrie,
die insgeſamt 12000 Arbeiter beſchäftigen. Als Zweck des
Bundes iſt angegeben, die „Freiheit und Würde der Arbeit“
zu ſchützen. Die Leiter der Vereinigung werden ſuchen, einen
italieniſchen Unternehmerverband daraus zu machen.

Schweiz. Der neue ſchweizer Zolltarif erfreut ſich
bei der arbeitenden ſtädtiſchen Bevölkerung derſelben geringen
Sympathien wie unſer deutſcher. Bei der ſoeben beſchloſſenen
Volksabſtimmung, die vorausſichtlich im Februar ſtattfinden
wird, iſt die Sozialdemokratie geſchloſſen gegen den Tarif,
ebenſo die große Menge der Konſumvereinler, die allein über
hunderttauſend Stimmen aufbringen. Ferner iſt die franzö
ſiſche Schweiz, mit Ausnahme des Weinbaukantons Waadt, in
altfreihändleriſchen Traditionen gegen den Tarif. Auch in der
Oſtſchweiz hat namentlich die Stickereiinduſtrie eine große
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Nußland. Der Abſchluß der Arbeiterunruhen amDon. Die Druckerei des Donskoy-Komitees verbreitete einen

Aufruf, in dem in zündenden Worten darauf hingewieſen wird,
e gewaltigen Aufſchwung die ruſſiſche Sozialdemokratie
in den letzten 3 Jahren genommen habe und mit welcher
Schnelligkeit auch die gewerkſchaftliche Jdee in Rußland Boden
faſſe. „Der Sturm der Ereigniſſe, welcher während einiger
Tage über den Südoſten Rußlands vorüberſauſte, zeigte uns
eine erwachte Arbeiterſchaft, die Kraft der in ihr angereiften
Klaſſenſolidarität und politiſchen Bewußtſeins.“ Nach einem
kurzen Rückblick auf die Roſtower Ereigniſſe und die brutale
Niedermetzelung der Arbeiter ſchließt das Manifeſt mit den Worten:
„Möge das Feuer, welches am Don entbrannt iſt, in einer
mächtigen Flamme auflodern, mögen als Antwort auf die Schuß
ſalven Demonſtrationen in einem gewaltigen Echo in ganz Ruß-
land aufdonnern, möge ein Donner des Proteſtes das Stöhnen
der Opfer übertönen, möge überall ebenſo einſtimmig, wie in
Roſtow, das Todesurteil der Alleinherrſchaft ausgerufen werden.

mit dem Abſolutismus! Es lebe die kommende Revo-
it: vn!“

China. Die Differenzen betreffs der Kriegsent-
ſchädigung ſind noch nicht beigelegt. Die Vertreter der
fremden Mächte, ausgenommen Amerika, haben beſchloſſen, ihre
Se derungen aufrecht zu erhalten betreffend Erlegung der

r auf der Baſis der Goldwährung, ſind jebereit, auf einen Kompromiß einzugehen, unter der e
a daß China aufhört, zu verſichern, daß im Wortlaut

des Friedensvertrags die Zahlung in Silber erwähnt ſei.

a oziales.zum Mauern von Ziegelſteinen.e e Ja re glaubten, es werde unmög-
kun tigteit durch Maſchinen J

die Maurer 775s von S für r24 hat nun eine ſ erfunden, h e
Leuten i wird und beim Aufbau von Jewöhnichem

auerwerk in der Stunde 500 bis 600 Ziege ſoll legen
ded Abſtänden von etwa fünf Metern geren an der

e Mauer entlang Führungsſtangen er-53 We r einen in der Höhenlage verſtellbaren hori-

zontalen Träger verbunden ſind, auf dem ſich die Maſchinevermittelſt Kettenrad und Kurbel bewegen läßt. Die von der
Hand in die Maſchine gelegten Ziegelſteine werden behufs Ergietung einer elrechten Vorderſtäge der Mauer gegen eine

am Träger befeſtigte Latte gebracht, durch Rollen gegen letztere
und mit Hilfe einer m gegen einander gepreßt.
Vorher gelangt zwiſche wei Ziegel die reichliche MengeMörtel zur Bildung ber an ten Fuge. Das übliche Klopfen

mit der Kelle oben auf den Ziegel, um ihm die richtige Lage
zu geben, wird bei der Maſchine dadurch nachgeahmt, daß eine
mit Nocken beſetzte Walze unter dem Drucke ſtarker Federn
über den Ziegel hinw t Ob die Maſchine ſich in die
Praxis einführen wird, abzuwarten.Es iſt ſogar anzunehmen, d daß die erſten Verſuche mißlingen

werden. Aber die Erfindung wird vervollkommnet werden,
und eines Tages werden brauchbare Mauermaſchinen daſtehen,
von denen jede drei bis fünf Maurer erſetzt.

„Köunt's denn nöt verrerken!“ Ein erſchütterndes
Beiſpiel von der Hartherzigkeit bairiſcher Bauern bringt die
Münchener Poſt:

Jn der Gemeinde Heimpersdorf, Bezirksamt Neuburg a. D.,das zum Schulbezirk Oſterzhauſen (Oberb.) gehört, lebt eine

verarmte Schneidersfamilie. Der Vater wurde vor zwei Jahren

fen.ſtande, auch nur zu
ihres Mannes u ihrer kleinen (7-2, 4. und Kinder.
S einem Verdienſte iſt ihr abſolut keine Möglichkeit gegeben.

ie Familie iſt nun ſeit der Krankheit ihres Ernährers der
n Armenpflege überwieſen. Die Gemeinde läßtArmen die Not u glichſt fühlen. Die Kinder ſind ſo

enährt, daß ſie in der That nichts als Haut unden oben Wo ſie anklopfen, werden ſie r
gewieſen mit den wenig hriſtlichen orten:
„Köännt's denn nöt verrecken?!“ Das iſt das Almoſen!Der eine ſchulpflichtige Knabe muß den ea. halbſtündigen Weg

Schule in ganz unzureichender Kleidung machen er hat
ne Unterhöschen, kein warmes Jöppchen, keinen ganzen Schuh.

Seine kleineren Geſchwiſter laufen faſt unbekleidet umher. Die
Koſt, die von den Bauern gereicht werden ſoll, iſt durchaus
ungenügend. Wie die Mutter verſichert, hat man ihr ver-
ſchimmelte Nudeln gegeben. Einige Bauern machen für die
al eine eigene Koſt, wozu ſie Schweinemehl verwenden.

ſchwerden beim Bezirksamt haben nichts genutzt. Trotzdem
die Gemeinde ſelbſt Waldungen beſitzt, hat die Familie viel
fach kein Holz zum Heizen. Und warum dieſe m enſchen
unwürdige Behandlung Der Vater der Familie gehörte
dem Sozialdemokratiſchen Verein an. Der Pfarrer nennt
ihn deshalb einen Lumpen, einen Anarchiſten,
einen Gottesleugner. Gott habe die Hand von
ihm zurückgezogen, da dürfe der Menſch in die
Ratſchläge Gottes nicht eingreifen. Jm Winter be-kommt der ſchulpflichtige Knabe von der Frau des Lehrers eine

Mittagsſuppe; der Arme hat oft kein Stücklein Brot. Die
Leute feinden deshalb den Lehrer an. Freilich, die Kinder
der Armen thäten in unſerem allerchriſtlichſten Deutſchland
beſſer, den Rat der hartherzigen Bauernprotzen zu befolgen,
nämlich zu „verrecken“, damit durch ihren Anblick die honette
bürgerliche Geſellſ chaft nicht in ihrem Wohlbefinden geſtört
wird.

V erantwortlicher Redakteur: Georg Kaul in Halle.

C
Donnerstag den Januar abends 972 Uhr im Gaſthof zu den drei Lönigen, Kl. Ulrichſtr.

Müätglieder-Berſnmenleetg.
1. Aus der deutſchen Verfaſſungsgeſchichte.Tagesordnung

2. Verſchiedenes und Geſchäftliches.

Waſſaſa- fſoater.

Direktion: m Uubert.glänzende Programm

I

Referent: Redakteur Kaul.
Der Vorſtand.

Anſer

Die ſchönſte Damen-Maske e
Karten ſind an der Kaſſe zu haben.

Rauchklub „Virigina“,
Maskenball

findet Sonnabend den 10. Januar im „Konzerthaus“ ſtatt. Laufe des Januar nachzukommen, ſonſt
eunde und Bekannte z h Geſchenk. den die Verwaltung muß ihre Pflicht

Der Vorſtand.

KrankenZuſchußkaſſe Meißen.

Ortl. Berwaltungsſtelle Teuchern.

Erſuche die Mitglieder, ihren Ver
pflichtungen der Kaſſe gegenüber im

muß nach dem Statut verfahren wer-

beiſpielloſem Erfolge. 4
„Der sächs. Rekrut“,

Fritz Waldow.

Lola Lloyd
Brillante Geſangs-Soubrette.

John Smiths
unvergleichliches Piſton- und Fan

77
und die übrigen Glanzuummern.

Jeden Mittwoch
Schlachtefe ſt.

Oskar Heller
Steinweg 32.Telephon 2179.

Dr. med. Blau's Ratgeber

Familienglück
ſendet für 50 Pfg.

Hy gienischer Soehut-
Dtzd. 50 Pf., 80 Pf., 1, 2, 3, 4, 5, 6 Mk.Ermäßigung für ünbemittelte.

Gummiwarenhaus
öskar Ilschner, r

Hlederslebener Rübenvalt

Pfd. 18 Pf.,
keingter Kandis-yrup Pfd. 20

mit ſeinem

faren-Trio.

Pipp??

den Mitgliedern gegenüber auch thun.

Ah Weissenfels. An eneeete
Sonnabend den 10. Januar abends S Uhr in der „Zentralhalle“

Unterhaltungs- Abend. Turnſtunden:
Montag und z von 84 bisAuftreten der Kapelle des Genofſen Strzelewiez- Berlin früher Zeitz). 10 Uhr in der

Hierzu ſind ſämtliche Gewerkſchaften, Genoſſen und Genoſſinnen freund Schulturnhalle Hermannſtraße.

lichſt eingeladen. Das Anmeldungen werden daſelbſt und

Ferner bringe den Mitgliedern zur
enntnis, daß das Mitglied Ernst

TarnVerein „Fichte, Halle g. S.
Vereinslok.: Konzerthaus Karlſtr. 14.

im re angenommen.
w. Mittwoch von75 -8 Uhr im Vereinslokal.Mittwoch den 7. Januar Punkt 9 Uhr

General Verſammlung
im Vereinslokal.Meden- und famlrhlt müntnnt m

Aue 14Tage: 40 Seiten stark mit Sehnitthogen.

Abonnements bei allen Brehhandliuugen1 M. und allen Posgtangstalten.
pro Vierteljahr zu

Geſrome haupier.
Abſolutismus.Zur Naturgeſchichte des

1. Katharina II. von Rußland. Konfisziert geweſen.2. Auguſt ver Starke, Kurfürſt von Sachſen. Konfisziert geweſen.
3. Papſt Alexander VI.
4. Karl Leopold von Mecklenburg.
5. Ludwig XIV. von Frankreich.
6. Philipp A. von Spanien.
7. Friedrich Wilhelm II. von Preußen.8. Heinrich VII. von England.
9. Eliſabeth von Rußland.

10. Louis Philipp von Frankreich.
11. Papſt Julius T.
12. Friedrich II. von Preußen.13. Caligula.
14. Ludwig XV. von Frankreich.
15. Friedrich Wilhelm IV.
16. Jwan der Schreckliche von Rußland.
17. erome, König von Weſtfalen.18. Jfabella 3. von Spanien.
19. Wilhelm I. von Heſſen.
20. Nero.
21. Karl I. von England.
22. Karl Eugen von Württemberg.
23. Rudolf Kaiſer von Dentſchland.24. Chriſtian von Schweden.
25. Maria Thereſia von Oeſterreich.26. Leopold II. von Belgien.

W Jedes Heft 20 Pf.
Beſtellungen nehmen an alle Austräger und

Volksvuchhandlung. Heiſtſtraße 21.

nie Friehannern äurh Nohn Henry dehwerin, Bern V. 35.

Wer 10 v 9 9 S Abonnenten.

Verein für naturgemässe Gesund-
heitspflege zu Zeitz.

Freitag den 9. Januar abends 8 Uhr
bei R. Wagner, Voigtsſtraße

Kurſus Abend.
Freunde und Gönner ſin d herzli t

willkommen. Der Vorſtand.
StadtTheater in Halle g. S.

Apollo- Theater
Direktion: Gustav Poller.

Am mHaupt Bahnhofes.
Das neue, phänomenale

Weltstadt Programm.
Die weltbekannte

Dayton Paie t hen et
Heinrich Lange, See
Allabendl. jabeinder Je
(awmilloBorgheve e Sleiſterwecte

Brothers Hombert, reihe
Der größte Lacherfolg!

und das übrige große

Mittwoch den 14.in ſämtl. 33 dekor. Theaterräumen:

S Großes Koſtüm Feſt Se
unter r ſämtl. Künſtler u.

Künſtlerinnen des Theaters.

allerfeingt, Honid-Syrup 30,
üsses Pflaumenmus 20,
Rbeinisches Kraut 60,
Rheiniches Apfelgelte 60,
ſeinsteHirubeermarmelads 50,

Il. Qual. 40,Feulgter Blülen- n in Gläsern

W a 50 u. 100empfiehlt
Robert Weive, Friedrichplatz

„Zu den S rege

nächſte Nähe des

ardeter. Not

Kelender 1903

Mit Jlluſtrationen:
Berliner Gewerkſchaftshaus

Glanz- Programm.Jannar 1903

Direktion M. Rienards.
Mittwoch den 7. Januar 1902

nachmittags 3 Uhr:
Zum letzten Male:

Der geſtiefelte Kater.
Weihnachtsmärchen mit Geſang und
Tanz in 6 Bildern von C. A. Görner.

Abends 7/2 Uhr:
112. Vorſt. i. Ab. 73. Vorſt. i. F.-Ab.

Für Kinder und Crwachsene.
Morgen Donnerstag nachm. 5 Uhr

bei ganz kleinen Preiſen
zum 3. und letzten Male zum Beſten

der Ferienkolonnie
Prinzeß Herzblättchen.

Gr. Weihnachtsm. mit Geſ. u. Tanz
Eintritt im Vorverkauf 25, 10 Pf.Näheres die Anſchlagſäulen.

und in der Nachwahl gewählte
J ſozialdemokratiſche Abgeordnete

Geb. 60 Pf., Porto 10 Pf.

Jnhalts Auszug:Reichstagswahi Ergebniſſe mit
Nachwahlen. Soxzialdemokrat.
Abgeordnete in den Landtagen.

d Viertel.

(Belmonte und Conſtanze.)
Oper in 3 Aufzügen von W. A. Mozart.

Hierauf:

Luſtſpiel in 3 Aufzügen von Molière.

Donnerstag den 8. Januar 1903
abends 7 Uhr:

113. Vorſt. i. Ab. 40. Vorſt. auß. F.-Ab.
1. Viertel.

Die Reiſe um die Erde
in 80 Tagen

Farbe eiß. Für die Herren Gaſtwirte undDie Entſührnng aus dem Serail. Reſtaurateure

KurtDer eingebildete Kranke. Schlachte-,

Winke für die Reichstagswahlen.
Was muß der Arbeiter von der

Wehrpflicht wiſſen? Etwas von
der Slektrizität. Ortsüblie
Tagelöhne.

Gewerkſchaftliche Artikel

Deutſche Streſkſtatiſtik 1890-1901.
Rareſſen der GewerkſchaftsOr-
ganiſationen, Gewerbe Jnſpek-

zu

Familien P. Arbeiter Sekretariate.
Zockbier-Festen

ſind zu beziehen durch die

Volksbuchhandlung,

O Die Eeiſtungen der deutſchen Ge
werkſchaften. Vom Schlachtfelde

J der Arbeit. Die Mitglieder-
zahlen der freien Gewerkſchaften.

Ein Kapitel aus dem Gewerbe
gerichtsgeſetz.

Wie der Jnhalt zeigt, iſt der
zKalender für

Geiſtſtraße 21.
nebſt einem Vorſpiel: Die Wette um

eine Million.
Großes Ausſtattungsſtück mit Geſang,
Tanz, Evolutionen und Aufzügen von

d'Ennery und Jules Verne.

Welt -Panorama, r eingetroffen.
Hairische Königsschlösser. reiewert

Die Scherin u. Handleſerin

2 A zu re Preiſen

deutſche Aepfel. Datteln empfiehlt

Rob. Semmler, Sükolaiſtr. 8.
rn en Pros.

Gewerkschaften und Partei
ein praktiſches u. unentbehrliches

Nachsehlagebuch.

Zu beziehen durch die
Volkshuchhandlung, Weißt ſtraße

ſowie durch alle Austräger.

Apfehinen!

Amerikaniſche und

Kaninchen 54 Mon. alt,D. v. d. Waterſtraat kommt. deitſch e Shlag k. Fahliſch, Königſtr. 15.

r de e verantwotis: Auguſt t roß. Dogge der Helleſe Senoſſenſchaits Busdrnaere E. 8. m b. S

e er Die Mutter rm z
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Womenkbilder
aus der Halleſchen Lokal u. Parteigeſchichte

für das Jahr 1902.
April.4. Das Gewerkſchafts kartell hält zum erſtenmale ſeit

einem Vierteljahr eine Sitzung ab, die nicht der Auf-
löſung verfällt.

9. Die Hetze gegen den Allgemeinen Kouſumverein
nimmt von Tag zu Tag zu. Sämmtliche bürgerlichen
Blätter enthalten ein gleichlautendes Eingeſandt, welches
den Schluß zuläßt, daß die ganze Hetze von Leuten an-
gezettelt iſt, die außerhalb des Vereins ſtehen und deren
eigentliche Abſicht es iſt, der geſamten Arbeiterbewegung
von Halle einen ſchweren Schlag zu verſetzen.

10. Die Mitgliederverſammlung des Sozialdemo-
kratiſchen Vereins, in der Genoſſe Kunert zunächſt
über die Thätigkeit der ſog. Toleranzkommiſſion referierte
und dann zu der Konſumvereinshetze Stellung genommen
wurde, fällt um 12 Uhr wegen angeblich eingetretener
Polizeiſtunde der Auflöſung anheim.

13. Ein alter Parteigenoſſe, der 72 jährige Gaſtwirt U lrich,
wird in Pranitz beerdigt. Als einer der erſten Gaſtwirte
im Saalkreiſe hat er mutig ſein Lokal ſeit 1893 ſtets
zu Verſammlungen hergegeben.

15. Die Maurer beſchließen in öffentlicher Verſammlung,
über den Bau des Unternehmers Weber die Sperre zu
verhängen.

16. Unſer Kollege Weißmann wird wegen Beleidigung
des Chinakriegers Vizefeldwebel Ziegler zu 3 Monaten
Gefängnis verurteilt.

23. Der Meßthaler Thegtergeſellſchaft wird ver-
boten, am 1. Mai in den Thaliaſälen Hauptmanns Weber
aufzuführen.

Genoſſe Seiffert wird in der Berufungsinſtanz
wegen einer Poliziſtenbeleidigung zu 5 Mark Geld-
ſtrafe verurteilt, nachdem das Schöffengericht auf 50 Mk.
erkannt hatte.

Mal1. Die Maifeier findet in der üblichen Weiſe ſtatt. Die
Verſammlungen, die um 10 Uhr im Burgtheater und auf
der Wilhelmshöhe ſtattfinden und in denen Albrecht und
Weißmann referieren, ſind gut beſucht. Als ſich die Ver-
ſammlungsteilnehmer nach Bellevue begeben, werden ander Ecke Mühlweg Bernburgerſtraße 32 Genoſſen arretiert,

weil durch einen Zufall in dem loſen Zuge eine Stockung
eintritt und die Polizei nunmehr annimmt, es handle ſich
um einen Umzug.

2. Eine öffentliche Verſammlung der Tapezierer und Sattler,
die bei Streicher tagt, wird wegen eingetretener Polizei-
e von dem überwachenden Beamten „für aufgehoben“
erklärt.

7. Die Genoſſen Groß und Reiwand beziehen für zehn
Tage das Abſteigequartier am Kirchthor wegen Ueber-
tretung des Geſetzes über öffentliche Aufzüge.

10. Däumig wird als verantwortlicher Redakteur
des Volksblattes wegen Beleidigung des Amtsſekretärs
in igr zu 50 Mk. Geldſtrafe verurteilt.

13. Wegen das Vereinsgeſetz wirdder Zimmermann Genoſſe Hampel zu 40 M. Geldſtrafe
verurteilt

14. Vor einer ſehr ſchwach beſuchten Frauen-Verſamm-
lung in der Wilhelmshöhe referierte Genoſſin Stein
bach Hamburg über die politiſche und ökonomiſche Ab-
hängigkeit der Frau in der bürgerlichen Geſellſchaft.

26. Wegen Lohnreduktionen legen ſämtliche auf dem
Bau des Unternehmers Roſche in der Merſeburgerſtraße
beſchäftigte Maurer die Arbeit nieder.

28. Wegen angeblicher aus Anlaß der Lattcherrede des Ober-
bürgermeiſters Staude begangener Beleidigung des
Oberbürgermeiſters und des Oberpolizei-Jn-
ſpektors Weydemann wird Genoſſe Stejskal zu
v M. Geldſtrafe verurteilt.

Die Konferenz des internationalen Komitees.

Am Montag, den 29. Dezember, traten in Brüſſel die
Delegierten des internationalen Komitees im Maiſon du Peuple
(Volkshauſe) zur Beratung zuſammen.

Es waren vertreten England durch Hyndmann und Woods;
Deutſchland durch Singer Frankreich durch Jaures und Bracke;
Holland durch Troelſtra und Van Kool; Oeſtreich durch Adler:
Argentinien durch Gerault-Richard; Polen durch Jedyowsky
und Wojnarowska; Belgien durch Anſeele und Vandervelde
und Rußland durch Günsborey und Kritſchewsky.

Der Sekretär Serwy verlas ſeinen Thätigkeitsbericht, dem
wir folgendes entnehmen: Die Thätigkeit des internationalen
Sekretariats konnte nicht ſo ausgedehnt ſein als es wünſchens-
wert erſcheint, weil Geldmittel fehlten, einen Mann zu beſol-
den, der ſich ausſchließlich dieſer Arbeit hätte widmen können
und weil wir eine zu große Aufgabe auszuführen hatten, die
erſt eine Orientierung erheiſchte.

Die erſte Aufgabe des Sekretariats war die Konſtituierung
des Bureaus. 21 Nationen ſind darin vertreten: England,
Deutſchland, Oeſtreich, Auſtralien, Argentinien, Belgien,
Böhmen, Bulgarien, Dänemark, die Vereinigten Staaten,
Spanien, Frankreich, Holland, Jtalien, Ungarn, Japan, Nor-
wegen, Polen, Rußland, Schweden, Serbien und die Schweiz.

Jm Laufe des Jahres 1901 wurden mehrere Manifeſte publi-
ziert: eins über die Unruhen an den ruſſiſchen Univerſitäten,
ein zweites bei Gelegenheit der Maifeier, ein drittes nahm
Bezug auf die Begebenheiten in Armenien und ein viertes
ric,tete ſich gegen die Konzentrationslager in Südafrika. Weiter
hat das Sekretariat zu parlamentariſchen Interpellationen über
diverſe Fragen den Anſtoß gegeben. Die Reſolutionen der
internationalen Kongreſſe wurden zuſammengefaßt publiziert.
Von Zeit zu Zeit wurde im Peuple ein internationales
Bulletin veröffentlicht. Das Sekretariat wurde oft über die
Arbeiterfragen, über die ſoziale Geſetzgebung und die ſozia-
liſtiſche Bewegung konſultiert. Das Archiv iſt bereichert wor-
den durch die Mehrzahl der ſozialiſtiſchen Zeitungen, Proto-
kolle, Broſchüren, als auch durch die Publikationen des belgi-
ſchen, franzöſiſchen und amerikaniſchen (Vereinigte Staaten)
Arbeitsminiſteriums. Es wurde ſtatiſtiſches Material über die
politiſche und gewerkſchaftliche Arbeiterbewegung Europas und
der Vereinigten Staaten geſammelt und ein Buch über die
Entwicklung des Sozialismus am Ende des 19. Jahrhunderts
vorbereitet. Und wenn die Mittel nicht fehlen, ſoll im Laufe
des nächſten Jahres (1903) ein Buch veröffentlicht werden über
die ſozialiſtiſche und Arbeiterbewegung in Europa, Amerika und

Aſien. Das Sekretariat hat ſich bemüht zu antworten auf die

vielen Anfragen, die ſich auf Adreſſen von Genoſſen, Organi-
ſationen, Arbeiterwohnungs-Verhältniſſe, Alkoholismus, Wahlen,
Auswanderung, Arbeitsbedingungen, Streiks, Geſetzgebung uſw.
bezogen. Das an die Verleger gerichtete Anſuchen, eine inter-
nationale ſozialiſtiſche Bibliothek zu ſchaffen, hat kaum Erfolg
u verzeichnen. Es wird nun beabſichtigt, das nämliche Anſahen an die Schriftſteller zu richten, und man hofft beſſere

Reſultate verzeichnen zu können. Das Sekretariat hat auf
Verlangen der ruſſiſchen Vertreter im Bureau Proteſt gegen
die Knechtung Finnlands durch Rußland erhoben bei Gelegen-
heit der Maifeier wurde die Eroberungs- und Raubpolitik im
Wage in Afrika, in Kuba und auf den Philippinen gebrand-
markt.

Die gegenwärtige Konferenz wird ſich, gemäß dem Antrage
des Genoſſen Hyndmann, mit der internationalen Politik zu
beſchäftigen haben.

Die Nationen haben dem Vorſchlage, zur Deckung der Koſten
des nächſten Kongreſſes von jeder auf dieſem vertretenen Or-
ganiſation einen Beitrag von 10 Frks. zu erheben, faſt ein-
ſtimmig zugeſtimmt.

Nach Eintritt in die Verhandlungen bittet Singer das
Bureau, zu unterſuchen, ob es nicht beſſer ſci, den nächſten
internationalen Kongreß erſt im Jahre 1904 abzuhalten.

Wohl habe man in Paris beſchloſſen, den Kongreß ſchon im
nächſten Jahre einzuberufen. Allein in Deutſchland habe man
zu dieſer Zeit Wahlen für den Reichstag und den Landtag
und die Kommunen in Preußen daneben noch andere wichtige
Fragen zu erledigen, die nicht aufgeſchoben werden können und
welche die Thätigkeit aller Genoſſen beanſpruchen. Da keine
brennenden internationalen Fragen vorliegen, glaube er, das
Bureau könne getroſt ſeinem Antrage auf Vertagung des Kon
greſſes zuſtimmen.

Schließlich wird folgende Reſolution des Genoſſen Jaures
angenommen: „Jn Erwägung, daß aus den Ausführungen der
Delegierten hervorgeht, daß es im Jntereſſe des internationalen
Sozialismus liegt, den Kongreß erſt im Jahre 1904 einzu-
berufen, beſchließt das Bureau die beantragte Vertagung.“

Dieſe Reſolution wird den Organiſationen der verſchiedenen
Länder unterbreitet, welche ihre Antwort innerhalb eines Monats
einzuſenden haben.

Serwhy beantragt, zur Deckung der Koſten des internationalen
Kongreſſes von jedem Teilnehmer einen Beitrag von 10 Frank
zu erheben.

Das Bureau votiert den holländiſchen Genoſſen für die
Organiſation des Kongreſſes einen Kredit von 8000 Fr. und
beſtimmt, daß jeder Kongreßdelegierte einen Beitrag von 10 Fr.
zu entrichten hat.

Die Nachmittags-Sitzung begann mit der Diskuſſion des An-
trages Hyndmann. Dieſer verlangt vierteljährliche Zuſammen-
künfte des internationalen Bureaus, um die Jntervention des
organiſierten Proletariats in der internationalen Politik aktiver
zu geſtalten.

Die Delegierten Adler, Singer, Troelſtra und andere ſind
gegen dieſen Antrag aus praktiſchen Gründen. Das Bureau
ſoll weniger eine leitende Stelle in der internationalen Politik
haben als die Koordination der auf dieſem Gebiete von jedem
Lande gemachten Anſtrengungen.

Hyndman, Anſeele, Jaurès, Van Kool, Kritſchewsky und
andere Delegierte erkennen die praktiſchen Gründe an, welche
man dem Antrage entgegenſetzt. Aber ſie glauben, daß es not-
wendig iſt, daß ſich die Sozialdemokratie nicht auf allgemeine
vage Reſolutionen beſchränkt, ſondern daß ſie ſich durch ein
immer tiefer gehenderes Studium der Fragen der ausländiſchen
Politik vorbereitet zu einer praktiſchen und wirkſamen Jnter-
ventionen des Proletariats in den internationalen Angelegen-
heiten.

Eine lange und intereſſante Diskuſſion entſpinnt ſich über die
Stellung, welche die Sozialdemokratie in den Fragen zu nehmen
hat, die gegenwärtig auf der Tagesordnung der verſchiedenen
Parlamente ſtehen, wie: Die Beziehungen zwiſchen Deutſchland
und England, die Rolle des Haager Schiedsgerichtes, die ruſ-
ſiſche Politik c.

Die Diskuſſion findet ihren Schluß durch die einſtimmige An-
nahme folgender, von Jauréès eingebrachten Reſolution „Das
internationale Bureau hält es für notwendig, daß die Fragen
der internationalen Politik exakter und fleißiger von den ſoziali-
ſtiſchen Parteien aller Länder und von dem Bureau ſelbſt
ſtudiert werden.“

Er legt Wert darauf, daß die ſozialiſtiſchen Parteien aller
Länder dem nächſten Kongreß Berichte vorlegen über die inter-
nationale Situation, über Anzeichen (préjuges) im Volke oder
über die Kombination der Regierungen, welche den Frieden
kompromittieren können, und über die beſten Mittel, die Gegen-
ſätze zu beſeitigen und den Konflikten zwiſchen den Völkern vor-
zubeugen.

Der Antrag Hyndman (vierteljährliche Zuſammenkünfte) wird
abgelehnt und beſchloſſen, jedes Jahr zwei Konferenzen abzu-
halten.

Die nächſte wird Anfangs Auguſt 1903 ſtattfinden.
Am Abend fand im Volkshauſe eine zu Ehren der Delegierten

veranſtaltete Feier ſtatt. Bei derſelben ſprach nach Vander-
velde und Jaures auch Singer. Er führte aus: Als
wir im letzten Jahre hier beiſammen waren, bereiteten Sie, die
belgiſchen Genoſſen, ſich auf den großen Wahlrechtskampf vor.
Wir haben bedauert, daß der Kampf erfolglos endigte. Es
freut mich, daß die Niederlage der Partei nicht geſchadet hat.
Das Blut der gefallenen Arbeiter wird neuer Same für den
Sozialismus ſein. Wir haben in Deutſchland in den letzten
Tagen ſchwere Kämpfe durchfechten müſſen und die Zukunft wird
uns noch ernſtere bringen.

Als unſere Regaktion ſah, daß ſie uns auf dem von ihr ge-
ſchaffenen Rechtsboden nicht bezwingen konnte, beging ſie
Rechtsbruch auf Rechtsbruch; und nur dadurch konnte ſie einen
Sieg, wenn auch nur einen ſcheinbaren, buchen. Die Zoll-
wucherer werden aufs neue und gründlicher aus der Haut
des arbeitenden Volkes Riemen ſchneiden und dadurch auch
dem rückſtändigſten Arbeiter klar machen, daß nur die Sozial
demokratie ſeine Jntereſſen vertrat, vertreten kann.

So wie Sie in Belgien unverzagt und ungeſchwächt aus dem
Kampfe hervorgegangen ſind, ſo ſind auch wir in Deutſchland
heute ſtärker und kampfesmutiger denn je. Heute die ſcheinbar
Geſchlagenen, werden wir morgen wieder die Angreifer, die Er-
oberer ſein. Der nächſte Wahlkampf wird von uns mit allen
Kräften geführt werden. Und wenn wir nächſtes Jahr hier
wieder zuſammen kommen, ſo hoffe ich, Jhnen von Siegen der
deutſchen Sozialdemokratie berichten zu können. Jeder Kampf,
den irgend eine von unſren Parteien führt, wird begleitet von
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den ſympathiſchen Blicken der geſamten ſozialiſtiſchen Welt. Jeder
Sieg, den die deutſche Sozialdemokratie erringt, iſt ein Sieg
für die Sozialiſten aller Länder. Den Kampf, welchen wir jetzt
führen, führen wir als deutſche Sozialdemokraten und als Be-
kenner des internationalen Sozialismus. Und in dieſem Sinne
rufe ich: Es lebe die internationale Sozialdemokratie. (An-
haltender Beifall.)

Adler ſagt: Wir Oeſtreicher haben die belgiſchen Wahlrechts
kämpfe mit größerem Jntereſſe verfolgt als irgend eine andre
Partei, weil unſre politiſchen Verhältniſſe den belgiſchen auf-
fallend gleichen; für mich war Jhr Generalſtreik der erſte, der
gelungen iſt. Zum erſtenmale hat ſich gezeigt, daß der General-
ſtreik als politiſche Waffe geeignet iſt. Wenn Sie geſchlagen
wurden, ſo hat dieſes Unglück nicht allzu viel auf ſich. Wir
müſſen uns immer auf Niederlagen gefaßt machen. Eine andre
Partei darf überhaupt nicht geſchlagen werden nur die Sozia.
demokratie kann noch allein Niederlagen aushalten, ohne Schaden
zu leiden.

Wir haben von den Deutſchen das Organiſieren gelernt, von
den Engländern die Gewerkſchaften, von den Franzoſen das
Kämpfen und von den Belgiern die korporative Organiſation.
Dieſe iſt es, welche unſre ungeteilte Bewunderung findet. So
kann eine Nation von der andern lernen und dies beweiſt ſchon,
daß wir uns international zuſammenſchließen und Hand in
Hand kämpfen müſſen. (Stürmiſcher Beifall.

Woods (England) ſagt: Das engliſche Volk wurde in einen
unglücklichen Krieg getrieben. Aber ein großer Teil des eng-
liſchen Volkes brandmarkt dieſe Raubpolitik ebenſo wie die
andern Völker. Auch bricht ſich die Einſicht mehr und mehr
Bahn, daß ſich die engliſchen Arbeiterorganiſationen mit ihrer
Theorie und Praxis auf dem Holzwege befinden. Jch hoffe, in
einigen Jahren kann ſich England mit ſeiner ſozialpolitiſchen
Arbeiterbewegung den andren Ländern ebenbürtig zur Seite
ſtellen.

Bracke ſpricht im Namen der Parti socialiste francais.
Dieſe Zuſammenkunft beweiſt aufs neue die Wahrheit des
Wortes, welches unſer Liebknecht auf dem Marſeiller Kongreß
erwähnte es giebt nur noch zwei Nationen, die Nation der
Ausgebeuteten und die der Ausbeuter. Wir in Frankreich ſehen,
daß die Republik ebenſo reaktionär iſt als die Monarchie. Die
erſtere iſt nur ein Schleier, welcher die Ausbeutung beſſer ver-
deckt. Uns kann nur die rote Republik zufriedenſtellen. (Beifall.)

Kritſchewskhy ſchilderte die Kämpfe, Leiden und Hoffnungen
des ruſſiſchen Proletariats. Seine eindrucksvolle Rede wird
mit ſtarkem Beifall aufgenommen.

Nachdem Troelſtra eine begeiſternde Anſprache in holländiſcher
Sprache gehalten, wurde die denkwürdige Feier geſchloſſen.

Unter den Klängen der Jnternationale und unter Rufen Auf
Widerſehen im nächſten Jahre! ging die Verſammlung aus-
einander.

Bolizeiliches und Gerichtliches.
8 Streikbrecher Schutz. Bei einer Flensburger Firmahaben vor einiger Zeit die Hafenarbeiter geſtreikt. Begreiflicher-

weiſe iſt es aus dieſem Anlaß auch hin und wieder zu kleinen
Reibungen zwiſchen Streikenden und Arbeitswilligen gekommen.
Wo immer ein Arbeitswilliger auch nur mit einem unſanften
Wort bedacht wurde, da hat die vom Streik betroffene Firma
dafür geſorgt, daß Anklage gegen die „Beleidiger“ der nützlichen
Elemente erhoben wurde. Die Gerichte haben ſich immer noch,
obgleich der Streik längſt vorbei iſt, mit derartigen Anklagen
zu befaſſen, auch mit ſolchen, deren Urſache erſt lange nach dem
Streik gegeben wurde. Erſt kürzlich hat das Schöffengericht
einen Arbeiter zu der harten Strafe von einem Monat Ge-
fängnis verurteilt, weil er, als er einem Wagen auswich, ver
ſehentlich einen gerade vorübergehenden Arbeitswilligen vor die
Bruſt ſtieß, weshalb er ſich bei dem letzteren denn auch ent-
ſchuldigte. Zwei Arbeitswillige ſagten jedoch als Zeugen aus,
der Stoß ſei abſichtlich erfolgt, und deshalb verurteilte das
Gericht den Angeklagten wegen Körperverletzung zu der ange-
gebenen hohen Strafe. Ein anderer Arbeiter mußte die Be-
zeichnung „Eisbrecher“, die er einem Arbeitswilligen zurief, mit
50 M. büßen. „Eisbrecher“ iſt alſo nach Anſicht des Gerichts
eine Beleidigung für einen Arbeitswilligen.

8 Zur Geſchichte der Saalabtreibung iſt folgendes
Schriftſtück wichtig, das unſer Brandenburger Parteiblatt ver-
öffentlicht:

J.-Nr. 7437. Prenzlau, 18. Dezember 1902.
Auf Jhre Eingabe vom 11. d. Mts. gereicht Jhnen folgendes

zum Beſcheide. Der Herr Polizeikommiſſar Rüterbuſch hat
den Lokalbeſitzer Reichert gelegentlich eines privaten Geſpräches
im Jntereſſe desſelben vor einer engeren Verbindung mit
Anhängern der Sozialdemokratie gewarnt, da dies namentlich
im Hinblick auf den Beſuch ſeines Lokales durch WMilitäz-
perſonen geſchäftlich nachteilige Folgen für ihn haben könnte.
Jhr Name iſt hierbei nur inſofern genannt worden, als Sie
ausgeſprochenermaßen Anhänger ſozialdemokratiſcher Ve-
ſtrebungen ſeien. Von einem Konſumverein ſt hierbei gar
nicht die Rede geweſen. Die Ausſprechung jener privaten
Warnung durch den Herrn Polizeikommiſſar Rüterbuſch kann
diesſeits nicht gemißbilligt werden, um ſo weniger, als ſie im
Jntereſſe des genannten Lokalbeſitzers erfolgt iſt. Mit dem
Lokalbeſitzer Klemke will der Herr Polizeikommiſſar Ruter-
buſch überhaupt über eine ſolche Sache nicht geſprochen haben.

Gez.: Mertens.
An

Herrn Arthur Magnus
ier.

Man kennt die Abhängigkeit der Wirte von der Poiltze und
kann deshalb den Wert ſolcher Warnung „gelegentlich eines
privaten Geſprächs“ wohl würdigen.

Barteinachrichten.
Wachstum der Sozialdemokratie in Holland. Vis

der in Amſterdam nun wiedergewählte Genoſſe Troelſtra vor
fünf Jahren einmal in der Kammer von einer „ſozialdemo-
kratiſchen Fraktion“ ſprach, lachten einige Vertreter der herrſchen-
den Klaſſe, weil damals nur zwei Sozialdemokraten in der
Kammer ſaßen. Darauf erklärte Troelſtra: „Sie lachen, meine
Herren, weil unſere Partei ſo wenig zahlreich vertreten iſt.
Aber laſſen Sie ſich dadurch nicht verleiten, die Kraft dieſer
Partei zu unterſchätzen. Nicht die Hälfte der erwachſenen
Männer unſeres Landes iſt wahlberechtigt: aber die 500 000
Wähler, wovon 12000 ihre Stimme für einen der Unſeren ab-
gaben, haben mehr als 700 000 Arme, Unzufriedene hinter ſich,
ein großes fruchtbares Feld, durch Jhre ſchöne Geſellſchafts-
ordnung für unſere Propaganda vorbereitet. Lachen Sie alſo
nicht über unſere kleine Zahl, denn wir ſind nur die Vorläufer
derer, die im Anzuge ſind.“ Daß ſie nur die Vorläufer der
Kommenden ſind, das kann mit vollem Recht auch heute noch
von den acht Arbeitervertretern gelten, die jetzt in der Kammer
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n, und dafür zeugen die Nachwahlen des Jahres 5 Beis allgemeinen hen im Jahre 1901 hatte ſich die l der
ozial demokratiſchen Stimmen mehr als Derdreifacht; bei den
achwahlen im Jahre 1902 wurden im neunten

Kreiſe bei der
mſterdamer

auptwahl ca. 2100 Stimmen, gegen nur 900
im Jahre 1901 für die e mkratie abgegeben im dritten
Kreis in Amſterdam aber ſtieg unſere Stimmenzahl im ſelben
r von 1400 auf nahezu 2500. Von ebenſo Cön endem
Fortſchritt zeugen die Nachwahlen, die kürzlich in Gouda und
Leiden ſtattfanden. Jn Gouda ſtieg die ſozialdemokratiſche
Stimmenzahl von 200 auf nahezu 500, in Leiden, einer der
dunkelſten Wahlkreiſe Hollands, wo zum erſtenmal ein Kandidat
unferer Partei aufgeſtellt war, erhielt dieſer 100 Stimmen. Die
Partei ſelbſt iſt ſeit 1897 von 50 auf über 100 Abteilungen,
von 2000 Mitgliedern auf ungefähr 6000 angewachſen. Daneben
iſt eine Bewegung für das allgemeine Wahlrecht entſtanden,
der mehr denn 200 Organiſationen angeſchloſſen ſind.

Jn welch rieſigem Umfang die Sozialdemokratie in dem
gebildeten, arbeitſamen und politiſch vorgeſchrittenen Ober-
italien Kwinjmt beweiſt die Nachwahl in Vareſe zum Parla
ment. Vareſe liegt in einer paradieſiſchen Landſchaft zwiſchen
dem Langen- und Luganerſee und bildet die beliebte Sommer-
friſche der reichen Mailänder, welche dort an Faſttagen die Fiſche
von neun Seen genießen können. Garibaldi erfocht hier am
26. Mai 1859 einen glänzenden Sieg gegen die Oeſtreicher. Am
28. Dezember v. J. wurden in dieſem 10800 Wähler zählenden
Wahlkreiſe 5999 Stimmen abgegeben davon erhielten der So-
zialdemokrat Profeſſor Boſſi 2301 1892), der konſervativ-
klerikale Advokat Bizzozzero 2081 1409), der Republikaner
Piccinelli 1473 259) Stimmen. Es iſt eine Stichwahl not-
wendig. Die Zahlen ſprechen.

Ueber die Entwickelung der Arbeiterbewegung in
Argentinien veröffentlicht die Voix du Peuple (Volks-
ſtimme) eine längere Korreſpondenz, der wir folgendes ent-
nehmen: Bis 1889 ſei in Buenos Ayres nur eine Gewerkſchaft
der Bäcker vorhanden geweſen. Um dieſe Zeit ſei die Un-
zufriedenheit unter der Arbeiterſchaft immer größer und allge-
meiner geworden. Die zunehmende Kriſe habe ein Erwachen
der Arbeiter zur Folge gehabt und zu einem allgemeinen Zu-
ſammenſchluß der Kräfte gedrängt.

Neben ſozialiſtiſchen und anarchiſtiſchen Zeitungen wurden
nun auch Gewerkſchaftsblätter gegründet und eine Anzahl
größerer Streiks durchgeführt. Die Ausnahmegeſetze, welche
die Regierung gegen Arbeiter erließ, konnten die Bewegung
nicht aufhalten dieſe breitete ſich vielmehr von Buenos Ayres
nach und nach über alle Zentren des Landes aus. Zahlreiche
Redner und Agitatoren durchreiſten das Land und der Erfolg
blieb nicht aus, ſo z. B. in Bahia Blanka. Dort waren 1896
noch nicht 20 Sozialiſten vorhanden und er (der Schreiber der
Korreſpondenz) habe bis dahin erſt 2 Abonnenten auf euro-
päiſche Arbeiterblätter gehabt jetzt exiſtiere dort, wie in einigen
anderen Städten, ein Volkshaus, welches guten Erfolg zu ver-
zeichnen habe.

Mit der Errichtung von Volkshäuſern ging nebenher die
Gründung von Kooperativgenoſſenſchaften, die, wie der Schreiber
verſichert, in weitherzigſter Weiſe die Solidarität pflegen. Auch
exiſtiere in Buenos Ayres eine Produktivpgenoſſenſchaft der
Bäcker, welche 15 Prozent ihres Reingewinns den Opfern der
Arbeit, 15 Prozent der Gewerkſchaftspreſſe, 20 Prozent den freien
(religionsloſen) Schulen überweiſe. Die Genoſſenſchaft der
Zigarrenmacher gebe 30 Prozent ihres Gewinns für Gründung
anderer gleichartiger Genoſſenſchaften und je 10 Prozent für die
Opfer der Arbeit und die Preſſe. Jn der Hauptſtadt Buenos
Ayres ſeien faſt alle Berufe gewerkſchaftlich organiſiert; ſogar
die Lehrer haben eine Organiſation gegründet und machen mit
den Arbeitern gemeinſame Sache. Es vergehe faſt keine Woche,
in der nicht mehrere Verſammlungen ſtattfinden. So nehme
die politiſche und gewerkſchaftliche Arbeiterbewegung trotz aller
einſchränkenden Geſetze und ſchikanöſen Verfolgungen der Be-
hörden ſtetig an Macht und Einfluß zu.

Gewerktchaftliches.
Fortſchritte der Bergarbeiter Bewegung im Ruhr-

Gebiete. Während man bereits vor Wochen von einem fort-
währenden Steigen der Dortmunder Arbeiterrzeitung berichten
konnte, kann jetzt auch der Bergarbeiterverband ein gleiches
konſtatieren. Während die Anſlage der Bergarbeiterzeitung
anfangs dieſes Jahres 39000 betrug, iſt ſie jetzt auf über
51000 in die Höhe gegangen. Die Mitgliederzahl des Ver-
bandes iſt in dieſem Jahre um über 10000 geſtiegen, wobei
der Löwenanteil aufs Ruhrgebiet fällt. Auch andere Gewerk-
ſchaften können hübſche Fortſchritte konſtatieren. Es geht
vorwärts

Gerichtsſaal.
Schwurgericht.

Halle, 5. Januar.
Ein trauriges Familienbild entrollte die Berpargummg

gegen die Hausbeſitzersfrau Selma Reinhaxdt geb. Bohne
von Eisleben, geb. in Schmalzerode bei Eisleben, 36 Jahre
alt, Mutter von 6 Kindern, bisher unbeſtraft. Sie wurde des
wiſſentlichen Meineids und der Abgabe einer falſchen eides-
ſtattlichen Verſicherung beſchuldigt, weil ſie am 29. Oktober und
am 15. November v. J. vor dem Schöffengericht in Eisleben in
der Privatklageſache ihres Ehemannes gegen den Rollkutſcher
Franz Lorbeer eidlich in Abrede geſtellt hatte, mit Lorbeer und
mit dem Hüttenmann Lurt George in geſchlechtlichem Verkehr
geſtanden zu haben. Die Verhandlung, zu der 14 Zeugen ge-
laden waren, entzog ſich wegen Sittengefährdung der Oeffent-
lichkeit. Ehemann Reinhardt iſt Maſchinenwärter und Beſitzer
eines Hauſes mit mehreren Mietern. Die Angeklagte leugnete,
Ehebruch getrieben zu haben die Beweis aufnahme fie aber
ſehr belaſtend für ſie aus. Die Privatklage gegen Lorbeer iſt
noch nicht entſchieden und von dem Ausgang der vorliegendenSache abhängig. Die Geſchworenen bejahten die Schuldfragen,
wie auch die Milderungsfrage, daß die Angeklagte ſich durch
Angabe der Wahrheit ſelbſt belaſten mußte, worauf Ver-
urteilung zu 1 Jahr 3 Monaten Zuchthaus erfolgte.

Strafkammer.
Halle, 3. Januar 1902.

Seine Berufspflicht als Kutſcher außer acht gelaſſen
haben ſollte der Pferdehändler Reichmuth von hier, der wegen
fahrläſſiger Körperverletzung angeklagt war. Der Angeklagte
war am 2. Oktober mit einem einſpännigen zweiräderigen Wagen
von der Friedrichſtraße kommend über die Steinſtraße nach dem
Martinsberg gefahren und hatte dabei dem Schulmädchen Jda
Aderhold den rechten Fuß gequetſcht. Die Unvorſichtigkeit war
dadurch entſtanden, h der Angeklagte noch rechtzeitig an
einem Motorwagen vorbeikommen wollte. Er beſtreitet, ſeine
Berufspflichten verletzt zu haben, da er beruflich nicht Kutſcher
ſondern Selterwaſſerhändler ſei. Sein Vater habe mit dem
Fahren zu thun, nicht er. Auf Veranlaſſung mehrerer Paſſanten
abe er die kleine Aderhold nach der Klinik gefahren und derFamilie Aderhold habe er 10 Mk. gegeben. Bei der Vorunter-

ſuchung war angenommen worden, Da der Angeklagte ſeine
Berufspflcht verletzt habe. Das Gericht konnte dieſes nach der

eutigen Beweisaufnahme aber nicht als erwieſen annehmen.
es nun betreffs der fahrläſſigen Körperverletzung an einem

wegen dieſes VergehensStrafantrag mangelte, konnte auch
t Staatsanwalt beantragtekeine epurteilung erfolgen. Der

egen zu ſchnellen Fahrens 30 Mk. Geldſtrafe eventl.ar geh Das Gericht erkannte wegen dieſer terten
auf 20 Mk. Geldſtrafe eventl. 4 Tage Haft.

Ein Streit unter Hausnachbarn brachte den Kaufmann
Emil Müller aus Als leben wegen Körperverletzung auf
die Anklagebank. Am 12. Oktober v. J. hatte der Angeklagte

e.
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ſeinen Hauswirt und n Ehefrau, die eute Meyer, mitäinem nen Hammer bearbeitet und die au außerdem
noch puit fauſen eſGiagen, Die Ehefrau war derartig ver

letzt, daß ſie vier Tage im Bett zubringen mußte. Der Ange
klagte behauptete, in gw gehandelt zu haben, da er am
enannten cref von Frau eher aus einem Eimer mit einer
lüſſigkeit überſchüttet worden ſei, die nicht wohl gerochen habe.
eantragt wurde gegen den Anggiggten eine Geldſtrafe von

e und erkannt wurde auf 200 M. Geldſtrafe ev. 40 Tage
ngnis.

Wegen Pfandbruchs und Beihilfe zu dieſer Strafthatwurden die xheiteripgn Anna Schatz, e Arbeiter Hermann

Sie der 17 jährige Arbeiter Hermann Vogel zu recht
erheblichen trafen verurteilt. Frau Sch. war ihrem Haus-
t die Miete für ein Vierteljahr ſchuldig geblieben, war
dieſer ein Vertikow gepfändet hatte. Jn einem Hipſrigen Lo
ment ließ ſie das Stück Möbel durch die beiden Mitangeklagten
e gwa en. Beantragt wurden ren alle drei Angeklagten je
10 Tage Gefängnis. Das Gericht erkannte gegen Frau Schatz
und Hermann Schatz dem Strafantrage gemäß und gegen
a auf drei Tage Gefängnis.

tiller Teilhaber der Hottenrodtſchen Druckerei in Merſe-
burg wax der 43 jährige Kaufmann Ernſt Paul Steckner von
dort. St. hatte im Juli v. J. in Merſeburg eine eigene
Druckerei errichtet und von dieſer Zeit bis zum September auf
Umwegen eine ganze Menge Schrift reſpektive Typen von
der Konkurrenzfirma Hottenrodt bezogen. Der bei Hottenrodt
beſchäftigte Lehrling Horn, der die Stecknerſche Druckerei mit
errichtet und dort zur Aushilfe gearbeitet hatte, ſoll Typen im
Werte von 733 50 Mk. von ſeinem Lehrherrn weggeſchleppt und
dem Steckner gebracht haben. Eines Tages, nachdem die Ge-
ſchichte ruchbar geworden, wurde in der Hottenrodtſchen Druckerei
aus der Taſche des Lehrlings Horn ein Zettel herausgeholt,
auf dem mehrere hen verzeichnet waren. Man vermutete,
daß Horn jene Schriftzeichen dem Steckner überbringen ſollte.
Eine bei Steckner ſtattgehabte Hausſuchung ergab, daß der Ver-
dacht nicht unbegründet war. Horn wurde vom Merſeburger
Schöffengericht wegen Diebſtahls zu 1 Woche und Steckner wegen
Hehlexei zu 6 Wochen Gefängnis verurteilt. Während H. ſich bei
dem Strafmaß beruhigte, hatte Steckuer gegen ſein Urteil Be-
rufung eingelegt. Dieſer Berufung hatte ſich aber auch der
Staatsanwalt angeſchloſſen. Das Gericht erhöhte Steckners
Strafe auf 3 Monate Gefängnis, da angenommen wurde, daß
er den Lehrling zu den Diebereien bei ſeinem Konkurrenten
verleitet habe.

Erhebliche Strafe wegen verſuchter Nötigung erhielt der
Arbeiter Julius Labes von hier. Er hatte eines Morgens im
Juni v. J. mehreren Frauen, die am Eierwege auf einem Feld
ſtück Kamillen geſucht hatten, als der Feldwächter kam, ſeinen
Schutz angeboten und ſoll dabei verſucht haben, die Siſtierung
der Frauen zu vereiteln. Während mehrere Zeugen bekundeten,
der Angeklagte ſei dem Feldwächter mit einem Stocke in der
Hand und mit den Worten: „Hüte Dich vor mir!“ entgegen
getreten, bekundete eine Frau, die mit zu den Siſtierten gehörte
und wegen Felddiebſtahls beſtraft worden iſt, jene Drohung
nicht Wer zu haben. Es wurde der Zeugin die Verhaftung
und Verfolgung wegen Meineids angekündigt und darauf ihre
Ausſage zu Protokoll genommen. Dem anerkennenswerten
Eingreifen eines Beiſitzers gelang es aber durch die Frage-
ſtellung die Zeugin den Schlingen des Meineidsparagraphen
zu entziehen. Der Angeklagte wurde mit Rückſicht auf ſeine
Vorſtrafen zu 4 Monaten Gefängnis verurteilt
Freigeſprochen von der Anklage, ſeinen 7 jährigen Stief-
ſohn mittels lebensgefährdender Vehandlung mißhandelt zu
haben, wurde der 45 jährige Arbeiter Albert Beyer von hier.
Der Angeklagte ſollte den Knaben, der am 22. Auguſt Geld
vernaſcht hatte, an dem Hoſenboden gepackt, hochgehoben und
dann den Jungen zu Boden geworfen haben. Das Kind ſoll
nachdem über Schmerzen geklagt und am ganzen Körper ge-
zittert haben. Der Angeklagte beſtritt, den Knaben abſichtlich
zu Boden geworfen zu haben. Seitens des Staatsanwalts
waren 6 Wochen Gefängnis gegen den Angeklagten beantragt.
Das Gericht erachtete aber den Belaſtungsbeweis nicht für
ausreichend und ſprach r enged guter mit dem Hinweiſe, er
ſolle ſich nicht wieder in dieſer Form an dem Kinde vergreifen,
frei. Der Vormund des Kindes wohnt außerhalb und der
Staatsanwalt ſoll dafür Sorge tragen, daß das Kind einen
Vormund bekommt, der hier wohnt.

Unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit wurde verhandelt
gegen den Schmied Richard Friedemann von Schkeuditz.
Der Angeklagte hatte ſich in einem Theater an einem Mädchen
unter 14 Jahren in unſittlicher Weiſe vergriffen und wurde
deshalb wegen Vornahme unzüchtiger Handlungen antrags-
gemäß zu 9 Monaten Gefängnis verurteilt.

Wegen eines Zuſammenſtoßes mit einem Motorwagen
wurde der Geſchirrführer Wilhelm Bandermann zu 20 Mk.
Geldſtrafe eventl. 4 Tagen Gefängnis verurteilt. Er war in
etwas angetrunkenem Zuſtande eines Tages bei dem Kreuzen
der Schienen vor dem Rathauſe mit einem Motorwagen zu-
ſammengeraten und hatte dadurch einen Schaden in Höhe von
7 Mk. angerichtet.

Lokales und Provinzielles.
Halle a. S., 6. Januar.

Aus dem Stadtverordnetenſaale.
Mit an Einſtimmigkeit grenzenden Mehrheiten wurde geſtern

das bisherige Bureau wiedergewählt. Die Wahl der Kommiſ-
ſionen wird in einer der nächſten Sitzungen vorgenommen wer-
den, nachdem ein dreigliedriger Ausſchuß ſeine Vorſchläge ge-
macht haben wiro. Es wird ſich dabei herausſtellen, ob auch
diesmal die fünf ſozialdemokratiſchen Stadtverordneten als Luft
behandelt werden. Ein geradezu peinliches Ende nahm die
von den Sozialdemokraten eingebrachte Interpellation an den
Magiſtrat um Auskunft darüber, warum Herr Richter noch
nicht als unbeſoldeter Stadtrat beſtätigt worden iſt. Der in
vorliegender Nummer enthaltene Sitzungsbericht giebt die Be-
gründung der Jnterpellation durch die Genoſſen Thiele und
Krüger wieder. Oberbürgermeiſter Staude zeigte ſich bei
ſeiner Antwort wieder einmal auf der Höhe ſeines diplomati-
ſchen Erkenntnisvermögens. Gern möchte man annehmen, er
habe ſich nur als ſo befangen geſtellt, doch iſt dieſe milde
Deutung leider nicht wahrſcheinlich. Gerade wie er bei Beginn
der Sitzung den Trothaer Petenten den weiſen Rat gab, ſie
möchten doch mit ihrem Proteſt gegen Anlegung des Klärbaſſins
auf dem Saalewerder warten, bis das Projekt fertig ſei
mit andern Worten: ſie möchten erſt warten, bis ein Kind in
den Brunnen gefallen iſt, ehe ſie ihn zudecken ſo beklagte er
auch, daß das Kollegium ſich mit einer Anfrage befaſſen wolle,
die der Magiſtrat doch nicht beantworten könne. Der Magiſtrat
gebe gewiß gern auf jede Jnterpellation Antwort, wenn er
das vermöge wie gnädig! aber die Beſtätigung des Herrn
Richter ſei doch nicht ſeine Sache. Auf die gegen die Regie-
rung erhobenen Vorwürfe wolle er nicht eingehen. Es wäre
Herrn Staude auch nicht gut bekommen, wenn er ſich in der
Rolle des freiwilligen Regierungsanwalts gefallen hätte, ſtatt,
wie erwartet werden mußte, zu erklären, daß auch der Magi-
ſtrat mit Befremden der Verzögerung der Beſtätigung gegen-
überſtehe.

Und die Mehrheit des Kollegiums? Je nun, die hielt es
mit dem Grundſatze ihres liberalen kaiſerlichen Vorbildes und
lernte leiden, ohne zu Nicht einmal die 15 Stimmen
kamen ganz zuſammen, die zur Beſprechung der Interpellation

S Freunde h blieb ſitzen. Das iſt die ſicherſte
Methode, wie man der Regierung Reſpekt vor dem Willen der
Stadtverordneten beibringt. Was die Freiſinnigen ſelbſt hätten
thun ſollen, was ihnen aber von den Sozialdemokraten abge
nommen worden war, das wagten ſie nicht einmal durch bloßes
Erheben von den Plätzen zu erſtagen Bürgerſtolz vor
Präſidentenſtühlen! Und da wundern ſich die Herren, daß die
breite Maſſe der d ihnen das Vertrauen entzieht!Jn der geſchloſſenen Sitzung wurden mehrere Kerrts-

Armenvorſteher und zwanzig Armenpfleger, deren Amtsdauer
zu Ende gegangen iſt, aufs neue gewählt. Außerdem für den
7. Bezirk Lohgerbermeiſter Cammerath und für den 10. Bezirk
Herr Bandemer. Zu längerer Debatte führte die Frage der
endgiltigen Anſtellung des Poliziſten Hauck, deſſen Anſtellung
bereits abgelehnt worden war, weil er 1896 wegen mehrfacher
Soldatenmißhandlungen mit vier Wochen Mittelarreſt beſtraftworden iſt. Er hat en Geſuch um t e Anſtellung er
neuert und mehrere Stadtverordnete perſ niß aufgeſucht, um

ſie zu beſtimmen, für ſeine Anſtellung einzutreten, die auch
vom Magiſtrat und von Herrn Weydemann befürwortet wurde.
Seine Führung als Poliziſt iſt nach dem Gutachten ſeiner
Vorgeſetzten tadellos geweſen. Die Stadtverordneten Krüger
und Thiele ſprechen gegen die Anſtellung im Exekutivdienſt;
ſie hatten jedoch nichts dagegen, wenn Hauck im Bureaudienſt
verwendet wird. Die Unteroffiziere müßten wiſſen, daß ihnen
Soldatenſchindereien bei ihrem ſpäteren Forkommen hinderlich
ſind. Das Kollegium könne ſein Votum nicht ändern. Trotz-
dem waren nur etwa fünfzehn Stadtverordnete gegen die
Anſtellung, die ſomit endgiltig geworden iſt.

Nachtwachtmeiſter Krauſe wurde wegen Kränklichkeit mit
1056 M. penſioniert, der Desinfektor Wagner mit 1675 M.
feſt angeſtellt.
Hei Annahme eines Legats von 150 M. zur Pflege eines

Grabes wurden Beſchwerden erhoben, daß die Legatzinſen für
Gräberpflege nicht in allen Fällen ordnungsgemäße Ver
wendung fänden. Herr Gygas bezeichnete die Beſchwerden
für unbegründet, doch ſoll die Kontrolle wit größerer Sorg-
falt ſtattfinden. In erſter Leſung wurde zuletzt über die
Anſtellung der Poliziſten Neubauer Sr. 171), Knie (Nr. 57),
Mannſee (Nr. 166) und Röder (Nr. 176) Bericht erſtattet.

Die zehn Kartell-Delegierten,
welche heute vor dem Schöffengericht als Angeklagte ſtanden
wegen Uebertretung des Vereinsgeſetzes, wurden zu 9 Mark
Strafe verurteilt. Es handelte ſich, wie wir geſtern ſchon her
vorhoben, darum, daß ſie nach Auflöſung der November-Ver-
ſammlung nicht ſofort den Saal verlaſſen haben ſollten. Da
das Mindeſtmaß an Strafe im Falle der Verurteilung 15 Mk.
beträgt, wird auch ſeitens der Amtsanwaltſchaft Berufung ein-
gelegt werden. Die Verurteilten werden dasſelbe thun, da ſie
ſich keiner ſtrafbaren Handlung bewußt ſind.

Der Arbeiter-Bildungsverein
beſchäftigte ſich in ſeinem geſtrigen Vortragsabend, der von
etwa 100 Perſonen beſucht war, mit der intereſſanten Frage:
Welche Bedeutung hat die Kunſt für die arbeitenden Klaſſen
Redakteur Däumig gab in ſeinem einundeinhalbſtündlichen
Vortrag zunächſt in treffenden Umriſſen ein Bild von
der Entwickelung der Künſte überhaupt und ihrer Bedeutung
für die menſchliche Kultur, um dann des näheren ſich darüber
auszulaſſen, wie die Kunſt am beſten unter der Arbeiterſchaft
verbreitet und gepflegt werden könne. Hierin liege die Haupt
aufgabe des Arbeiter-Bildungsvereins.

An den Vortrag knüpfte ſich eine rege Debatte, in der ver
ſchiedene Ratſchläge zur Propagierung des Kunſtverſtändniſſes
unter der Arbeiterſchaft durch den Bildungsverein gemacht
wurden, ſo der Beſuch der Muſeen unter ſachkundiger Leitung,
die Veranſtaltung von Volks Vorſtellungen u. ſ. w.

Wie wird eine Anleihe zurückgezahlt?
Mit Freude können wir feſtſtellen, daß unſere Artikel über

das Anleiheweſen die Aufmerkſamkeit weiter Kreiſe auf dieſen
wundeſten Punkt unſerer ſtädtiſchen Finanzwirtſchaft gelenkt
haben. Faſt allen, die in dieſer Angelegenheit Fragen an uns
richten, will es nicht in den Kopf, daß in der That, wie wir
geſagt haben, jede Mark einer Anleihe bis zu ihrer erfolgten
Rückzahlung zwei Mark koſtet, daß alſo, wenn unſere Stadt
eine Anleihe von 12 Millionen aufgenommen hat, die Steuer
zahler dafür nicht 12 ſondern 25 Millionen Mark zurückzahlen
müſſen. Namentlich unſer letzter Artikel, daß durch einen um
ein Prozent niedrigeren Zinsfuß der Stadt Millionen erſpart
worden wären, ſtößt auf Zweifel. Es mag deshalb, damit ſich
jeder von der Richtigkeit unſerer Behauptung überzeugen kann,
in nachſtehenden Tabellen Jahr für Jahr ziffernmäßig angegeben
werden, wie ſich die Rückzahlung einer Anleihe ausnimmt. Die erſte
Tabelle nimmt eine vierprozentige Verzinſung an, die zweite
Tabelle eine dreiprozentige bei einprozentiger Rückzahlung
(Amortiſation)

Wird eine Million mit vier Prozent verzinſt (40 000 Mk.) und
mit ein Prozent amortiſiert (10000 Mk.), ſo ſind jedes Jahr
50000 Mk. aufzubringen. Bei dreiprozentigem Zinſe und gleich-
falls einprozentiger Rückzahlung beträgt der Jahresaufwand
40 000 Mk. Da ſich nun Jahr für Jahr durch die Rückzahlungs-
quote das Kapital vermindecrt, alſo nicht mehr die vollen 40 000
bezw. 30 000 Mk. zur Verzinſung erfordert, da aber jedes Jahr
die vollen 50 000 bezw. 40 000 Mk. aufgewendet werden, muß
nach und nach die auf die Rückzahlung entfallende Quote
immer mehr ſteigen, bis ſie mehr beträgt als die Zinsquote und
ſchließlich faſt der geſamte Betrag auf die Rückzahlung entfällt.

Nachſtehende Tabellen gewähren nun ein anſchauliches Bild.
Jn der erſten Rubrik ſteht der mit Anfang jeden Jahres ver
bleibende Anleihebetrag. Derſel?e beginnt im erſten Jahre
natürlich mit der vollen Million, verringert ſich nach und nach
und fällt ſchließlich auf Null. Die zweite und dritte
Rubrik gehören zuſammen, ſie ergänzen ſich. Jn der zweiten
Rubrik iſt angegeben, wie viel in jedem Jahre an Zinſen zu
vier- bezw. zu drei Prozent bezahlt werden muß; die Ziffern
ſind auf ganze Mark abgerundet, um die Tabelle leichter faß
lich zu machen. Was nun von den 50000 bezw. 40000 Mk.
nach Abzug der Zinſen übrig bleibt, das ſteht in der dritten
Rubrik und gilt als Rückzahlung. Die vierte Rubrik giebt
ſchließlich an, wie viel in jedem Jahre nach Abzug der Rück
zahlung von der Anleihe übrig bleibt. Die zweite und dritte
Rubrik müſſen deshalb in jeder Zeile zuſammen 50000 Mk.
(1. Tabelle) bezw. 40000 Mk. (2. Tabelle) ausmachen, und die
hinterſte Zahl erſcheint auf der nächſten Zeile vorn als Anleihe-
ſtand. Wer ſich den kleinen Zeitvertreib machen will, kann die
Tabelle nachrechnen. Ergeben die Pfennige bei der Zins
berechnung weniger als eine halbe Mark, ſo ſind ſie weg
gelaſſen worden machten ſie mehr als eine halbe Mark aus,
ſo ſind ſie als volle Mark eingeſtellt worden.

notwendig pege wären. Außer den fünf r
ſtanden nur noch acht St rdnete auf, die Mehrzahl der
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4 Prozent Zinfen und 1 Prozent Rückzahlung.
Anleihepetrag 3iyſen Rügzahla. Bleibt Anleihe

Jahrg. M.1. 1 000 000 40 000 10 000 390 000
2, 990 000 39 600 10 400 979 600
3. 979 600 39 184 10 816 968 784
4. 968 784 38 751 11 249 957 535
5. 957 535 38 301 11 699 945 836
6. 945 836 37 833 12 167 933 668
7. 933 669 37 347 12 653 921 016
8. 921 016 36 841 13 159 7 8579. 907 857 86 314 13 686 894 171
10. 894 171 35 767 14 233 879 938
11. 879 938 35 198 14 802 865 136
12. 865 136 34 605 15 395 849 741
13. 849 741 33 990 16 010 833 731
14. 833 731 33 349 16 651 817 080
15. 817 080 32 683 17 317 799 763
16, 799 763 31 991 18 009 781 754
17. 781 754 31 270 18 730 763 024
18. 763 024 30 521 19 479 743 545
19. 743 545 29 742 20 258 723 287
20. 723 287 28 931 21 069 702 21821, 702 218 28 089 21 911 680 307
22. 680 307 27 212 22 788 657 519
23. 657 519 26 301 23 699 633 820
24. 633 820 25 353 24 647 609 173
25. 609 173 24 367 25 633 583 54026. 583 540 23 342 26 658 556 882
27. 556 882 22 275 27 725 529 157
28. 529 157 21 166 28 834 500 323
29. 500 323 20013 29 987 470 336
30. 470 336 18813 31 187 439 149
31. 439 149 17 566 32 434 406 715
32. 406 715 16 269 33 731 372 984
33. 372 984 14 919 35 081 337 903
34. 337 903 13 516 36 484 301 419
35. 301 419 12 057 37 943 263 476
36. 263 476 10 539 39 461 224 015
37. 224 015 8961 41 039 182 91638. 182 976 7 319 42 681 140 295
39. 140 295 5 612 44 388 95 90740. 95 907 3836 46 164 49 74341. 49 743 1 990 48 060 1 733

3 Prozent Zinſen und 1 Prozent Amortiſation.
Anleihebetrag Zinſen Rückzahlg. Bleibt AnleiheJahrg. M M. 9 M.I. 1000 000 30 000 10 000 990 000

2 990 000 29 700 10 300 79 700
3 979 700 29 391 10 609 969 091
4. 969 091 29 073 10 927 958 164
5. 958 164 28 745 11255 946 909
6. 946 909 28 407 11 593 935 316
7 935 316 28059 11 941 923 375
8 923 375 27 701 12 299 911 076.
9. 911 076 27 332 12 668 898 408

10. 898 408 26 952 13 048 885 360
II. 885 360 26 561 13 439 871 921
12. 71 921 26 158 13 842 858 079
13. 858 079 25 742 14258 843 821
14. 843 821 25 315 14 685 829 136
15. 829 136 24874 15 126 814010
16. 814 010 24 420 15 580 798 430
17. 798 430 23 953 16 047 782 3583
18. 782 383 23 471 16 529 765 854
19., 765 854 22 976 17 024 748 830
20. 748 830 22 465 17 535 731 295
21. 731 295 21 939 18061 713 234
22. 713 234 21 397 18 603 694 631
23. 694 631 20 839 19 161 675 470
24. 675 470 20 264 19 736 655 734
25. 655 734 19 672 20 328 635 406
26. 635 406 19 062 20 938 614 468
27. 614 468 18 434 21 566 592 902
28. 592 902 17 787 22 213 570 689
29. 570 689 17 121 22 879 547 810
30. 547 810 16 434 23 566 524 244
31. 524 244 15 727 24 273 499 97132. 499 971 14 999 25 001 474 970
33. 474 970 14 249 25 751 449 210
34. 449 219 13 477 26 523 422 696
35. 422 696 12 681 27 319 395 377
36. 395 377 11861 28 139 367 238
37. 367 238 11017 28 983 338 255
38. 338 255 10 148 29 852 308 403
39. 308 403 9 252 30 748 277 655
40. 277 655 8 330 31 670 245 985
41. 245 985 7 380 32 620 213 365
42. 213 365 6 401 33599 179 766
43. 179 766 5 393 34 607 1I45 159
44. 145 159 4 355 35 645 109 514
45. 109 514 3 285 36 715 72 79946. 72 799 2 184 37 816 34 983

Aus den Tabellen ergiebt ſich, daß die zu vier Prozent auf-
genommene Anleihe erſt nach 41 Jahren zurückgezahlt iſt und
daß dann noch ein kleiner Reſt von 1733 Mk. zu decken bleibt.
Da jährlich 50000 Mk. aufgewendet wurden, beträgt der Ge-
ſamtaufwand in 41 Jahren einſchließlich des verbleibenden
Reſtses 2051733 Mark.

Die zu drei Prozent aufgenommene und gleichfalls mit ein
Prozent amortiſierte Anleihe bedarf zwar zu ihrer Deckung
a6 Jahre, da aber der Jahresaufwand nicht 50 000 ſondern
mur 40000 Mk. betrug, kommt der Darleiher viel vbiger weg.Jnsgeſamt müſſen ein ſhliehlch des nach dem 46. Jahre noch

verbleibenden Reſtes von 34983 Mk. für die dreiprozentige
Anleihe aufgebracht werden

1874 983 Mk.
Hieraus ergiebt ſich, daß jede Micllion, die zu drei ſtatt zu

vier Prozent aufgenommen worden iſt, bis zur erfolgten Til-
gung 176 750 Mk. weniger Aufwand eanſprucht. Bei
den zwölf Millionen unſerer Anleihe von 1900 würde ſomit
die Geſamterſparnis

2121000 Mk.
ausmachen.

Unſere aufmerkſamen Leſer werden bei dieſer allerdings ſchon
ſehr belangvollen Erſparnis uns daran erinnern wollen, daß
wir vorige Woche von vier Millionen Erſparnis geredet haben
das ſtimme alſo nicht. Es ſtimmt aber doch, iſt ſogar noch zu
gering gerechnet geweſen. Behalten wir nämlich die 50 000 Mk.
bei, die wir jetzt bei vier Prozent für jede Million jährlich
aufwenden müſſen, und verwenden wir davon 30000 Mk. (drei
Prozent) auf Verzinſung und 20000 Mk. (zwei ſtatt ein Pro
zent) auf Amortiſation, ſo iſt bereits nach 30 Jahren die
Million bis auf einen Reſt von 48492 Mk. zurückgezahlt.
Dann haben wir insgeſamt bis zur h Million auf-
gewendet 30 X 50000 1500 000 Mk.

und Reſt 48 492
Geſamtſumme 1548 492 Mk. de

Jetzt koſtet uns, wie oben nachgewieſen, jede Million
2051733 M.;

bei gleichem Aufwande, aber zweiprozentiger Amortiſationund drei Prozent Zinſen würde ſie uns koſten 1548 492 M.;

die Erſparnis r bei jeder Million
503 241 Mark.
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Bei den zwölf Millionen rer Anleihe von 1900 würde

demnach die Erſparnis zwölfmal ſo groß ſein und nicht weniger
betragen als

6 038 892 Mark.
Ueber ſechs Millionen Mark!
Die Halleſchen Steuerzahler müſſen für die Zwölfmillionen-

Du bis zur erfolgten Tilgung aufbringen run 24 621 000
Mark;

ſie würden bei drei Prozent Zinſen aufzubringen haben rund2 dere de drei Prozent Zinſen aufzubringen h

ſie kämen aber bei drei Prozent Zinſen und zwei Prozent
Rückzahlung, alſo bei demſelben Jahresaufwande wie jetzt, weg
mit rund 18 582 000 M. Das ergiebt wiederum im Vergleich
zur erſten Summe die ſchon berechnete Erſparnis von rund
6039000 M.

Es mag den Finanzgenies unſerer Stadt, die bisher mit
ſchwerverantwortlicher Leichtherzigkeit Anleihenpumpe auf-
genommen haben, unbequem ſein, daß wir einmal das dunkle
Gebiet des Anleiheunweſens ziffernmäßig beleuchtet haben;
aber wir hoffen auf nützliche Frucht. Jedenfalls werden die
Stadtverordneten nicht mehr ſo willfährig wie bisher teure
Anleihegelder zu mehr oder weniger toten Zwecken bewilligen.

Zur Müllverbrennung.
Die ſchwierige Frage der Müllbeſeitigung, die auch für Halle

große Bedeutung hat, ſcheint durch ein neues Verbrennungs-
ſyſtem endlich gelöſt zu werden. Von einer Reihe größerer
deutſcher Städte wurden in letzter Zeit höchſt intereſſante Ver-
ſuche in einer neuen Verbrennungsanſtalt in Charlottenburg
ausgeführt, die überraſchende Reſultate zeitigten. Während von
maßgebenden Perſönlichkeiten die Verbrennung des Hausmülls,
wie ſie in England üblich, als einzige hygieiniſche Vernichtungs-
art anerkannt wird, ſtellten ſich in Deutſchland infolge des
ſchlechten deutſchen Mülls, welcher große Aſchenbeſtandteile ent
hält, bis jetzt finanzielle Schwierigkeiten entgegen, welche das
Dr. Dörr-Schuppmannſche Syſtem überwunden hat.

Das neue Prinzip beſteht darin, den Müll zu verbrennen
und die Abgaſe in Dampf umzuſetzen und dieſelben wirtſchaft
lich zu verwerten; ſo werden beiſpielsweiſe die Müllverbrennungs-
öfen der Stadt Wiesbaden, welche das Schuppmannſche Syſtem
erworben hat, direkt vor die vorhandenen Dampfkeſſel des
Elektrizitätswerkes gebaut, um ſo die heißen Gaſe auszunützen.
Während im engliſchen Syſtem in 24 Stunden 6000 Kilo
deutſches Müll verbrannt und aus einem Kilo Müll 0,52 Kilo
Waſſerdampf erzielt werden, verbrennt Schuppmann in ſeinen
Oefen 15--20000 Kilo Müll in 24 Stunden und erzielt aus
einem Kilo Müll eine 1,5 bis 2fache Verdampfung.

Die Stadt Dortmund verbrannte in Charlottenburg 23 000
Kilo Dortmunder Müll ohne jeden Kohlenzuſatz und erzielte
eine zweifache Verdampfung.

Die Stadt Frankfurt a. M. verbrannte 50000 Kilo Frank-
furter Müll ohne Kohlenzuſatz und löſte Schuppmann dabei
noch das hochwichtige Problem der Kanal-Schlammvernichtung.
Es wurden mit dem Müll gemeinſam 5000 Kilo Schlamm,
welcher 70 Prozent Feuchtigkeit enthielt, im Verhältnis 3: 1 ver-
nichtet.

Auch die Stadt Charlottenburg verbrannte in letzter Woche
ca. 60000 Kilo Müll mit den allergünſtigſten Erfolgen, ſo daß
die endgültige Löſung der Müllbeſeitigungsfrage in Kürze zu
erwarten ſteht.

Kaiſerbeſuch in Halle.
Unter unſeren Spießern herrſcht eitel Freude: Der Kaiſer

kommt im Herbſt nach Halle. Beim Neujahrs- Empfang der
Halloren hat er dem Sprecher der Deputation verſprochen,
daß er gelegentlich der in dieſem Jahre im ſüdöſtlichen Teil
der Provinz Sachſen ſtattfindenden Kaiſermanöver, während
denen er in Merſeburg reſidieren wird, auch Halle beſuchen
wolle.

Die liberale Saale-Zeitung bringt darüber folgenden charak-
teriſtiſchen Bericht:

„Zum Empfang der Halloren am Kaiſerhof iſt
noch zu melden Am 2. Januar, vormittags 10 Uhr, waren
die drei Abgeordneten der Salzwirker-Brüderſchaft nach dem
Königlichen Schloß zur Audienz befohlen worden. Der Kaiſer
empfing ſie im Sternſagl und unterhielt ſich mit ihnen in
leutſeligſter Weiſe. So fraig er nach dem Waſſerſtand der
Saale bei Halle und nach dem Salzigen
röblingen, der trocken gelegt und urbar gemacht worden iſt.
Der Kaiſer zeigte dafür großes Jntereſſe. Jm weiteren Ver-
lauf der Unterredung kam der Kaiſer auf das diesjährige
Manöver zu ſprechen und ſagte, daß er bei dieſer Gelegenheit
wahrſcheinlich in Merſeburg reſidieren werde. Der Sprecher,
Herr Gottlieb Ebert, wagte dabei die Bitte, daß,
wenn der Kaiſer nach Merſeburg komme, er Halle nicht über-
gehen möge, da ſich die Einwohnerſchaft ſehr auf den Beſuch
freuen würde. Namentlich hätten damals die Schulkinder
große Freude bezeugt, als es hieß, der Kaiſer komme zur
Enthüllung des Kaiſer Wilhelm- Denkmals nach Halle, und
Niedergeſchlagenheit habe ſich ihrer bemächtigt, als der Kaiſer
wegen des Todesfalles der Kaiſerin Friedrich habe abſagen
laſſen. Der Kaiſer ſagte darauf „Beruhigt nur die Ein-
wohner von Halle, ich komme beſtimmt. Grüßt eure
Familien und die Brüderſchaft von mir, auf ein geſundes
Wiederſehen.“ Mit einem kräftigen Händedruck entließ der
Kaiſer die Halloren, die gleich darauf von der Kaiſerin, ſo-
dann vom Kronprinzen und Prinz Eitel Fritz in liebenswürdi-
ger Weiſe empfangen wurden.“

Aus dem Bureau des Stadttheaters Auf die morgen,
Mittwoch, nachmittags 3 Uhr ſtattfindende letzte Aufführung
des Weihnachts-Märchens Der geſtiefelte Kater, welche zu den
bedeutend ermäßigten Preiſen (Parkett 1 M. 2c.), gegeben wird,
machen wir nochmals aufmerkſam. Abends 7 Uhr geht Mo-
zarts Oper Die Entführung aus dem Serail in Szene. Der

per folgt das Luſtſpiel Der eingebildete Kranke von Moliere.
Am Donnerstag erlebt das Ausſtattungsſtück Die Reiſe um
die Erde die 14. Aufführung. Am Freitag die
Kammerſämmerin Frau Erika Wedekind in der Oper Hoff-
manns Erzählungen. Dieſer Abend iſt der letzte, an welchem
die Künſtlerin zu Gaſtſpielen disponibel iſt, ein nochmaliges
Auftreten iſt daher ausgeſchloſſen.

Der Setzkaſtenkobold hat in der Theater-Rezenſion der
geſtrigen Nummer aus dem zelotiſchen Dechant in Lauffs
Drama einen politiſchen Dechant gemacht.

gh. Weißenfels. Aus dem Leben geflüchtet. Am
Moöntag, den 5, ds., früh nach 7 Uhr ſuchte und fand eine noch
jugendliche weibliche Perſon in der Nähe des Bahnhofes den
Tod in den Fluten der Saale. Man vermutet in der Perſon
die ſeit heute früh vermißte 16 jährige Schuhfabrikarbeiterin M.
Sie ſtammt aus Langendorf und hat ſich angeblich durch üble
Nachreden ihrer Mitarbeiterin verletzt gefühlt und ſich die Sache
ſo zu Herzen genommen, daß ſie in aller Frühe in höchſter Auf-
n die elterliche Wohnung verlaſſen hat und ſich wahr-
cheinlich das Leben genommen hat. Die Vermißte war nur
ürftig gekleidet. Die Leiche iſt noch nicht aufgefunden

See bei Ober

M Hin Die Konſervativen unſeres Wahl-kreſiſes haben auch mal wieder ein Lebenszeichen von ſich ge
eben. Viele unſere Leſer werden ſich wundern, daß es imderen Wahlkreiſe überhaupt eine ſolche Spezies giebt, dieſes

onſervative Pflänzchen blüht aber für gewöhnlich im Ver
borgenen und kommt nur alle fünf Jahre einmal kurz vor denWahlen an das Tageslicht, dann natürlich aber r
Tamtam, denn die geſamten Kreisblätter werden von ihm mit
Beſchlag belegt und verkünden ſein Lob in Spalten
Diesmal iſt das konſervative Lebenszeichen in Weißenfels auf,

etaucht, im dortigen Hotel zum Schützen hatten ſich einige
erren eingefunden, die die Wahlſchrittmacher der „ſtaatser-

haltenden“ Parteien ſind. Aus Halle waren zur Dekoration
der Tiſchlermeiſter Jurth und der Schuhmachermeiſter Arndt
gekommen, die wieder einmal dem Handwerk den goldenen
Boden zurückerobern wollen. Wie ſie das in der Zeit des
heutigen Kapitalismus machen wollen, iſt ihnen natür-
lich auch nicht klar. Der früher als Kanalrebell gemaßregelte
Landrat a. D. Winkler, jetzt Landtagsabgeordneter für den
hieſigen Wahlkreis, erzählte dann den erſtaunten Anweſenden,
was alles die konſervative Partei ſchon für den kleinen Mann
geleiſtet haben möchte, denn geſehen hat man davon noch
nichts. Die konſervative Partei iſt im Abgeordnetenhauſe ſtets
für die gerechten Forderungen der Handwerker eingetreten,
ebenſo natürlich auch für die Land wirtſchaft. Schade
iſt bloß, daß ſowohl Handwerker wie kleine Landwirte von
dieſem „Eintreten“ noch nie ſatt noch froh geworden ſind. Der
Generalleutnant v. Wodtke aus Naumburg als Vorſitzender
betonte dann wieder zur Wahl das Kartell aller königs
treuen Männer. Man müſſe ſehen, einen Mann zu finden
der allen „ſtaatserhaltenden“ Parteien angenehn
ſei. Mit dem will man dann bei der nächſten Wahl die böſer
Sozialdemokraten ſchlagen.

Wir ſtehen dem Vorgehen des konſervativen Häufleins ſehr
kühl gegenüber. Wir wiſſen zwar, daß eine groß Anzahl
von Wählern ſich in einer von dieſen Herren abhängigen
Stellung befinden, aber die Zeitereigniſſe haben doch ſo manchem
die Augen geöffnet, daß er ſich nicht mehr ins Schlepptau
nehmen läßt. Wie ſehr die konſervative Partei für das Vol!
und für den Mittelſtand ſorgt, das beweiſt ja der mit Ach
und Krach hergeſtellte Zolltarif. Auch ſonſt giebt es
eine ganze Menge Angelegenheiten, bei denen die „Fürſorge“ der
Konſervativen gekennzeichnet iſt. Wie der Wahlkampf laufen
wird, iſt uns nicht zweifelhaft. Damit genug für heute, die
nächſte Zeit wird ja noch öfter Veranlaſſung geben, das Thun
und Treiben der Konſervativen zu beleuchten.

Gommern. Ein ſchreckliches Unglück ereignete ſich am
Mittwoch mittag auf der Schnitzeldarre der hieſigen ger
fabrik. Die Zimmerleute Wilhelm Herbſt und Auguſt Voigt
hatten ſich der Feuerung genähert, um die Schieber zu ſchließen,
als plötzlich eine mehrere Meter lange Flamme herausſchlug,
wobei die Kleider des Herbſt im Nu in Flammen ſtanden, und
er entſetzliche Brandwunden am ganzen Körper erlitt. Er
mußte ſofort dem Magdeburger Krankenhauſe zugeführt werden.
Die Verletzungen des A. Voigt ſind im Geſicht und an den
Armen nicht ſo ſchwere, doch mußte auch er inzwiſchen dem
Magdeburger Krankenhauſe zugeführt werden. Proletarier
los! Giebt es nicht ein ſicheres Mittel, das Herausſchlagen
der Flammen zu verhüten? Die entſetzlichen Schmerzen der
Opfer ſolcher Vorkommniſſe ſind wohl Veranlaſſung genug,
Ka heit8maßregeln, ſo weit es ſolche giebt, ſchnell anzu-

ringen.
Sangerhauſen. Der Vorſitzende des Bundes.

der Landwirte für den hieſigen Kreis, Baron von
Bülow Beyernaumburg, hat, wie ein r ääu Lokal
blatt aus ſicherer Quelle zu melden weiß, ſein Amt als ſolcher
niedergelegt und iſt aus dem Bunde der Landwirte aus
V ieden, da er ſich mit der jetzigen Taktik der Bundes
eitung und deren ſchroffem Standpunkt gegenüber den bis-

herigen Vertretern der Landwirtſchaft, die für den Antrag
Kardorff geſtimmt haben, nicht einverſtanden erklären konnte.
Es kriſelt auch bei den Landbündlern.

Magdeburg. Vom heiligen Buregukratius.Gewiſſenhaft, ſo ſchreibt unſer Magdeburger Bruderblatt, iſt
man auf dem Magdeburger Rathauſe, das muß jeder Nicht
nörgler eingeſtehen. Wer daran bisher gezweifelt hat, wird
ſchnell eines Beſſeren belehrt, wenn er folgendes lieſt

Ein hieſiger Bierhändler erhielt letzthin durch beſonderen
Boten folgenden Ukas zugeſtellt:

Zu den aus der ProvinzialHauptkaſſe vorſchußweiſe gezahlten
Entſchädigungen für die in den Jahren 1900 und 1901 wegen
Rotzkrankheit getöteten Pferde ſind von Jhnen für das Jahr
1900 für 1 Pferd Mark 1 Pfennig beizutragen. Wir
fordern Sie auf, dieſen Betrag bei Vermeidung von
Zwangsmaßregeln binnen 14 Tagen an die Kämmereikaſſe

Rathaus, Zimmer Nr. 3 einzuzahlen.
Der Magiſtrat der Stadt Magdeburg.

Hieran ſchließt ſich die Quittung über den gaaſlren Pfennig,
unterzeichnet von zwei Beamten der Kämmereikaſſe. Und dies
alles um 1 Pfennig! Wie viel Papier, wie viel Tinte, wie viel
Arbeitszeit der Beamten mag wohl wegen dieſes lumpigen
Pfennigs unnütz verſchwendet worden ſein! Aber Ordnung
muß ſein. Es lebe die Bureaukratiel!

Kleine Drovinzial-Rachrichten.
In Kroſtitz ſtürzte am Mittwoch beim BrauereiNeubau ein

19 jähriger Zimmergeſelle von einem Gerüſt 18 Meter tief
herab. Er zog ſich ſchwere Verletzungen zu. Jn Jävenitz
kam in der Schneidemühle des Herrn St. der 48 Jahre alte
Zimmermann Fr. Tegge aus Kloſter- Neuendorf bei der Arbeit
der Transmiſſion nahe, wurde von dieſer erfaßt, im Nu mehrere-
male herumgeſchleudert und dabei ſo ſchwer verletzt, daß er am
nächſten Tage im Krankenhans zu Gardelegen ſtarb. Auf
der Eiſenbahnbrücke am Steigerwalde bei Erfurt warfen halb-
wüchſige Burſchen Steine in einen fahrenden Güterzug. Ein
Bremſer wurde verletzt, außerdem ging am Poſtwagen eine
Fenſterſcheibe in Trümmer. Die Burſchen liefen dann dem
nahen Walde zu.

Stadtverordneten Sitzung
vom 5. Januar 1903, nachmittags 4 Uhr.

Vorſteher: Dittenberger.
Mit den beſten Wünſchen zum neuen Jahre eröffnete der

Vorſteher die Sitzung. Dann gedachte er des Wirkens des
Stadtv. Hildebrandt, der ſeit 25 Jahren dem Kollegium
angehöre und im Jntereſſe der Stadt ſtets raſtlos thätig ge-
weſen ſei. Der Vorſteher meint, dieſen Moment nicht ſtill
ſchweigend übergehen zu können und wünſcht, daß Herr Hilde
brandt noch lange Jahre im Kollegium wirken möge. Stadtv.
Hüdebrandt dankt für die freundlichen Worte.

Eingegangen iſt eine Petition wegen Enteignung eines Platzes
an der Moritzburg. Die Behandlung der Sache wird vorläufig
ausgeſetzt. Zwei Anfragen betreffend gewerbliche Streitigkeiten
werden der Petitionskommiſſion überwieſen. Eine Petition
eines Herrn Wilhelm Dietze vom Hirſch Dunckerſchen Gewerk-
verein betreffend Einführung des Proportionalwahl-
ſyſtems für die Gewerbegerichtswahlen wurde der
Petitionskommiſſion überwieſen. Oberbürgermeiſter Staude
erklärte, daß der Magiſtrat die Sache bereits geprüft habe, aber
die Einführung des Proportionalwahlſyſtems nicht empfehlen
könne. Die Petition betreffend das Kanaliſationsprojekt
in Trotha wurde der Baukommiſſion überwieſen. Mehrere
Trothaer Bürger erklären ſich dagegen, daß die Klärſtation
auf dem Werder der Schleuſeninſel errichtet wird. Herr Staude
betonte wiederholt den Beſchluß des Magiſtrats und erteilte
den Trothaern den Rat, z da das Projekt noch
nicht vollendet ſei. Einige Stadtverordnete entgegneten
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jetzt wehrten, ehe es zu ſpät iſh

Jn Berichterſtatterloge herrſchte wie immer einemollige Wärme“, gepaart mit Zugluft. Wohl auf Veranlaſſung des
Bauamts waren in ſinniger Weiſe drei große Löcher durch die Decke
ebr durch welche man den Himmel ſ

aumes ſtanden drei große aus Eiſenblech angefertigte
Ventilatoren, die zur Freude des unter der Decke klebenden
Publikums angebracht werden ſollen. Der Vertreter einer
bürgerlichen Zeitung hatte, um die Zugluft abzuwehren, ſeinen

t aufgeſetzt und ſchaute ebenſo zornig wie reſpektwidrig zu
den Stadtvätern hinab. Nach Verleſung und Genehmigung
des Protokolls der Sitzung vom 22. Dezember wurde in die

gesordnung eingetreten.
I. Wahl des Bureaus. Der Vorſteher Dittenberger,

der ſtellvertretende Vorſteher Steckner, der Schriftführer
Hildebrandt und der ſtellvertretende Schriftführer Gygas
wurden wiedergewählt. Bei jedem Wahlgange waren 6-7
unbeſchriebene Zettel abgegeben. Als ſtellvertretender Schrift-
führer hatte auch der „ſehr arbeitſame und rührige Stadt
verordnete“ Haſe eine Stimme erhalten.

2. Die Wahl der Kommiſſionen ſoll, wie üblich, aufVorſchlag von dem Bureau und den Stadtv. Grote, Föhring
und Schmidt vorbereitet werden.

3. Die Fluchtlinie für die Pfarrſtraße wird in der
vom Stadtbauamt vorgeſchlagenen Weiſe feſtgeſetzt.

4. Die Anfrage betreffend Beſtätigung des neu
gewählten Stadtrats Richter wurde vom Stadtv. Thiele
begründet. Redner bemerkt, die Anfrage komme aus dem Ge-
fühl heraus, daß es ein unhaltbarer unwürdiger Zuſtand ſei, daß
ein Mann, den das Kollegium zum unbeſoldeten Stadtrat ge-ſchenkt habe, erſt von der Regierung beſtätigt werden müſe.
Es gebe Leute in den kommunalen Verwaltungen, die zwar
von der Regierung beſtätigt worden ſind, aber trotzdem ihre
Gemeinde in Grund und Boden hinein gewirtſchaftet haben.
Vielleicht ſeien auch den Herren Staude und Holly ſolche Kom-
munalbeamte bekannt. Lächeln.) Das Beſtätigungsrecht ſchütze
alſo die Gemeinden nicht vor unpaſſenden Stadträten, Bürger-
meiſtern und Oberbürgermeiſtern.

Was könne die Beſtätigung Richters verhindert haben Jn
moraliſcher Beziehung iſt er makellos, auch ſeine kommunalen
Fähigkeiten gehen über das Mittelmaß hinaus:; jedenfalls ſitze
in der Merſeburger Regierung, bei welcher die Beſtätigung
liegt, mancher beſtätigte Beamte, deſſen Intelligenz nicht an
die des Herrn Richter heranreicht. Lediglich die Thatſache, daß
Richter ſich der freiſinnigen Partei zuzählt und für dieſelbe,
wie es ſein Recht, ja ſeine Pflicht als Staatsbürger iſt, gewirkthabe, könne die ürſache der Zichtheltr gung ſein, obwohl nicht

einmal von einer ſogenannten „maßloſen“ Agitation bei Herrn
Richter die Rede ſein kann. Was aber iſt das für ein Zuſtand
Was kümmert es die Regierung, welche politiſche Geſinnung
ein Mann hat, den wir zum unbeſoldeten Stadtrat wählen
Das Tollſte dabei iſt, daß noch nie jemand bei der Beſtätigung
zurückgeſetzt worden iſt, weil er für die konſervative Partei
43 at. Das gilt vielmehr bei den Strebern als probates
Mittel, ſchnell Karriere zu machen. Die Regierung betreibt
damit die einſeitigſte Parteipolitik. Das Spaßhafteſte bei der
anzen Sache iſt jedoch, daß Herr Uber, den wir 14 Tage
päter zum unbeſoldeten Stadtrat wählten, der aber trotzdem

ſchon ſeit vier Wochen beſtätigt iſt, derſelben freiſinnigen Partei

uen konnte. Eingangs

t Jetzt nach der Beſtätigung darf das wohl geſagt
werden.

Meine Herren! Welche Demütigung liegt für das Kollegium
darin, daß die Regierung ſich, wenn auch nach dem Geſetze, an
maßen darf, zu entſcheiden, ob der von uns Gewählte auch
würdig und geeignet zu ſeinem Amte iſt! Wie darf die poli
tiſche Parteizugehörigkeit eines Mannes dabei in die Wage

arteipolitik dürfe im Kollegium nicht getrieben werden
tgz ver hier die Regierung nicht die allerſchlimmſte Partei-

politik tDaß Herr Richter nicht zu unſeren Parteifreunden zählt, iſt
bekannt. Auch das Maß perſönlicher Sympathien, das ich für
Herrn Richter hege, iſt nicht allzu groß. Das kann mich aber
nicht abhalten, ganz energiſch zu proteſtieren gegen die Ein
miſchung der J in unſere Wahlen. Die Selbſtachtung
i das Kollegium zwingen, ſich dem Proteſte anzu-

ießen.
Oberbürgermeiſter Staude entgegnete, er brauche nur wenig

Worte zu ſagen und werde auf die Angriffe des Vorredners
gegen die Regierung nicht eingehen. Der Magiſtrat müſſe er-
klären, er wiſſe es nicht, weshalb Herr Richter nicht be
ſtätigt ſei. Der Vorredner habe auch kein Recht, den Magiſtrat
deshalb zu interpellieren, und das Kollegium möchte doch dem
Magiſtrat nicht mit ſolchen r kommen. Gern antworte
der Magiſtrat auf alle Fragen, aber auf Dinge einzugehen, die
außerhalb des Machtbereiches des Magiſtrats liegen, das er-
ſcheine nicht angängig. Der Magiſtrat könne ſich auf ſolche
Sragen nicht einlaſſen. Wohin ſollte denn das führen (Un-
ruhe.)

Stadtv. Krüger beantragt nunmehr, in die Beſprechung der
Jnterpellation einzutreten. Das Kollegium habe die Pflicht,
dafür zu ſorgen, daß die Plätze der unbeſoldeten Stadträte
voll beſetzt ſind. Die unbeſoldeten Stadträte ſollen doch ein
gewiſſes Gegengewicht gegen die beſoldeten Magiſtratsmitglieder
bilden. Er bitte recht dringend, für die Beſprechung der Jnter-
pellation einzutreten, damit Klarheit geſchaffen werde.

Bei der Abſtimmung erhoben ſich aber nur unſere fünf Partei
genoſſen und die Heren Döhler, Meyer, Kohlſchütter,
Stephan, Rüdiger, Gieſe, Reiling und Spindler
für Eintritt in eine Beſprechung der Jnterpellation. Da nach
der Geſchäftsordnung 15 Stimmen zu dem Antrage auf Be-
ſprechung erforderlich waren, war die Beſprechung abgelehnt.

Perſönlich bemerkt Stadtv. Thiele dem Oberbürgermeiſter
Staude, daß dieſer durch ſeine Antwort gezeigt habe, wie ver-
ſtändnislos er der Anfrage gegenüberſtehe. Das hätte doch
auch Herr Staude merken können, wohin die Jnterpellation
ziele.

5. Die abgeänderten Satzungen des Niewandtſchen Legats
in der vom Referenten vorgeſchlagenen Form ge-

nehmigt.

e Wird nicht jedesmal vor den Wahlen hervorgehoben

Aus dem VReiche.
Berlin. Antidenkmalswut. Jn der Nacht zum Sonn-

tag hat eine Rotte junger Burſchen ihre Wut an Baudenkmälern
ausgelaſſen. An der Kaiſer Wilhelm-Brücke wurden mit einem
d alle 8 Eckverzierungen abgeſchlagen, ſowie an der

ilhelm und Königsſtraßenecke von einem Sockel der Königs-
kolonnaden noch 4 Ecken; von der mächtigen Prometheusſtatue
an der Faſſade des Marſtalls am Schlotzplatz wurde einem
der Pferde der Floſſenhuf einem anderen ein Ohr abge-
chlagen. Der Polizeipräſident hat auf die Ermittelung der
häter eine Belohnung von 1000 M. ausgeſetzt.
Märkiſch-Friedland. Verhafteter Bürgermeiſter.

Unter dem Verdachte des wiſſentlichen Meineides wurde der
Bürgermeiſter Otto Voigt verhaftet. Er wird beſchuldigt, in
einem Beleidigungsprozeß gegen einen Kaufmann als Zeugeeine Nebenfrage Wiſſentiich falſch beantwortet zu haben, obwohl

er in dem en Verhandlungstermin von dem Schöffen-
ich arerren en, wie auch vom Amtsanwalt vorher eindring-
lich zur Wahrheit ermahnt worden, ihm auch auf Antrag des
Amtsanwalts vom Gericht eine längere Bedenkzeit gewährt
worden war. Der Verhaftung war eine numfangreiche Vor-
unterſuchung vorangegangen, in deren Verlauf etwa 60 Zeugen
vernommen worden ſind. Voigt war früher Bureauvorſteher
im Lübecker Waſſerbauamte und iſt ſeit ſechs Jahren Bürger-
r iſe

ber, man könne es den Trothaern wahrlich nicht verdee getan ne Stele dinhaben wollen en ein t t uſgeist
v

Die 44jährige Proſtituierte Haaſeitztem See tot auf ben
amburg. Eine intereſſante den über

den Unterſchied zwiſchen Diebſtahl und Unterſchlagung das
hanſeatiſche Qberlandesgericht kürzlich r Das Dienſt-
mädchen des tzers eines größeren W r baltzetgbl ewente
hatte am Morgen nach einer größeren Feſtlichkeit beim Reini-
e des Saales einige Kleinigkeiten, welche von Gäſten ver
oren oder grüdcgelghen waren, an ſich genommen und be

halten. Hierin erblickte das nicht eine bloßeſt ynduntojgnagung ſondern einen Diebſtahl, da die Sachen
ch vom Moment des Verlierens an im Gewahrſam des Wirtes

befunden hätten, und das Mädchen ſie hieraus unredlicherweiſe
weggenommen hätte.

ſt. Luſtmordverſuch.
an der zwölfjährigen Tochter des Arbeiters Niersberg auf
einem Fußpfade hinter dem Dorfe vou einem jungen Menſchen
ein Luſtmordverſuch verübt. Das Mädchen wurde überfallen,
vergewaltigt und ihm dann der Bauch aufgeſchnitten und ſie
ſchwer am Halſe verletzt. Das Mädchen konnte ſich noch ein
Stück Weges fortſchleppen, brach dann aber bewußtlos zuſammen.
An ſeinem Aufkommen wird gezweifeit. Der Thäter blieb
unbekannt.

Dortmund. Fabrikbrand. Die Drahtſtiftenfabrik der
weſtfäliſchen Union zwiſchen Warſtein und Beleke wurde durch
Feuer vernichtet. Von 130 Maſchinen ſind nur 16 gerettet. Der
Schaden iſt erheblich.

Effen. Mordverſuch und Selbſtmord. DerMetzgermeiſter Dittmar aus Dortmund machte einen Mord-
verſuch gegen ſeine in Rüttenſcheid lebende Schweſter. Dieſe
re leicht verletzt. Nach der That verübte Dittmar Selbſt-
mord.

Frankfurt a. M. Hochwaſſer. Wie die Frankf. Ztg.
aus Kreuznach meldet, ſteigen Nahe und Lahn bedrohlich. Es
iſt Hochwaſſer in Ausſicht. Aus Osnabrück wird berichtet, daß
die Ems und ihre Nebenflüſſe Hochwaſſer haben und weite
Strecken überſchwemmen.

Aachen. Wahnſinnsthat. Der Kaſſierer der Vorſchuß-
kaſſe, Katt, erſchoß in einem Tobſuchtsanfall ſeinen 70 jährigen
Vater und verwundete deſſen Dienſtmädchen durch zwei Schüſſe
in den Arm. Die Schweſtern des Mörders konnten ſich in
Sicherheit bringen. Katt wurde verhaftet.

n Unterliederbach wurde

Vermiſuhſtes.
Erbſchleicherei im Beichtſtuhle. Aus dem unterfränkiſchen

Städtchen Arnſtein wiſſen bürgerliche Blätter über einen un
erhörten Fall von Erbſchleicherei im Beichtſtuhle zu berichten.
Eine in der Neuen Bair. Landesztg. veröffentlichte Zuſchrift
ſtellt den Fall wie folgt dar:
„Unſere Bürgerſchaft wartet täglich auf einen Artikel über

die abſcheuliche Erbſchleicherei, die hier paſſiert iſt. Der Kaplan
Adam Pfeuffer benützt den Beichtſtuhl zu Dingen, die, gelinde
geſagt, empörend ſind. Der Fall von dem jetzt die Rede iſt,
ſteht nicht vereinzelt da. So lange der geiſtliche Rat Schumm
hier amtierte, waren wir glücklich und zufrieden. Seit dieſer
ehrenwerte Prieſter fort iſt, haben wir den Unfrieden, der uns
allen ſo zum Hals herausgewachſen iſt, daß wir mit vereinten
Kräften dem unleidlichen Regiment bei den Gemeindewahlen
einen erſten gewaltigen a verſetzten. Die Erbſchleicherge-
ſchichte ſchlägt dem Faß den Boden aus. Der Kaplan hat einer
Beamtenwitwe zugemutet, einen großen Teil ihres Vermögens
ihrer einzigen braven Tochter und deren Kindern zu entziehen.
Die Witwe ſagte es ihrer Tochter, und deren Mann beſchwerte
ſich beim Ordinariat Würzburg, das die Behandlung
der Sache unter Berufung auf das Beichtgeheimnis ablehnte.
Der Beſchwerdeführer, ein geachteter Fabrikant (Katholik), machtenun dem Kaplan perſönlich den Standpunkt klar, weshalb ſich

der Gekränkte in einem von rohen Beleidigungen ſtrotzenden
Briefe an die Witwe Luft machte und darin den ganz unkatho-
liſchen Grundſatz aufſtellte, daß ſie das Beichtgeheimnis verletzt
habe, während er für ſich das Recht in Anſpruch nimmt, der
artige Geldforderungen an ſeine Beichtkinder zu ſtellen. Nach
der Meinung von Juriſten war eine ſolche Zumutung im vor
liegenden Falle ganz unſtatthaft und ſtreift mit Bezug auf die
angewendeten Mittel und Drohungen nahezu an eine ſträfliche
Nötigung. Der Schwiegerſohn hat nun den Brief und die ge-
pfefferte Antwort der Witwe dem Ordinariat übergeben, deſſen
Entſcheidung erwartet wird.“

Wie das genannte Blatt bemerkt, wird di Art der Geld-
fiſcherei und dieſer ſchnöde Mißbrauch des Beichtſtuhles auch
e einem Teile der Geiſtlichkeit verurteilt. So ſchreibt ein

farrer:„Das biſchöfliche Ordinariat ſollte durch eine energiſche Maß-
regel verhüten, daß noch mehr derortige Skandale vorkommen,
weil hierdurch das Anſehen des geiſtlichen Standes koloſſal leidet

und das Volk ganz kopfſcheu wird.“ tDie Verſetzung des geſchäftigen Kaplans ſoll übrigens inzwiſchen
bereits verfügt worden ſein.

Litteratur.
Fanny Jmle: Die Arbeitsloſen- Unterſtützung in

den deutſchen Gewerkſchaften. Nach Angaben der Ge-
werkſchaftsvorſtände. Berlin 1903. Verlag der Sozialiſtiſchen
Monatshefte. Preis 75 Pfg.

Die Verfaſſerin der vorliegenden Schrift hat ſich dieſer um-ſtändlichen Arbeit unterzogen und in überſichtücher Weiſe alles

zuſammengeſtellt, was in den deutſchen Gewerkſchaften auf dem
Gebiete der Arbeitsloſen Unterſtützung bisher geleiſtet worden
iſt. Dadurch hat ſie jedem Sozialpolitiker ein wertvolles, gar
nicht zu entbehrendes Material in bequemſter Weiſe zugänglich
gemacht.

Das Büchlein iſt aber nicht etwa eine trockene Zuſammen-
ſtellung ſtatiſtiſcher Tabellen, ſondern giebt eine anregende
Schilderung von der Entwickelung dieſes Unterſtützungszweiges
in den einzelnen Gewerkſchaften, wobei die Momente, welche in
jedem einzelnen Falle zur Einführung gedrängt haben, beſonders
hervorgehoben werden und den Organiſatoren für Weiter-
ausgeſtaltung in lebendiger Weiſe dargeſtellt wird.

Die Statiſtiken, welche die Gewerkſchaften vor der Einführung
der Arbeitsloſen Unterſtützung aufgenommen haben, die Er-
örterungen, welche der Einführung vorausgingen, ſind überall
eingehend berückſichtigt. Dabei ſind auch diejenigen Gewerk-
ſchaften nicht vergeſſen, in welchen die Erörterungen wegen der
beſonders ſchwierigen Verhältniſſe des betreffenden Berufs, wie

B. bei den Maurern, vorläufig noch nicht zu einem poſitiven
rgebnis geführt haben.
Schließlich wird noch der Einfluß unterſucht, welchen die Ein-

führung der Arbeitsloſen Unterſtützung auf die Gewerkſchaften
elbſt ausgeübt hat, ſoweit er ſich in Zahlen ausdrücken läßt.
Es iſt dies das erſte Mal, daß die Fluktugtion der Mitglieder

in den Gewerkſchaften in vergleichender Weiſe zum Ausdruck
gebracht wird.

Letzte Nachrichten.
Paris, 6. Jan. Zur Lage in Marokko wird gemeldet:

Nach den neueſten Mitteilungen aus Fez hielt der Sultan
unmittelbar nach den feinem Bruder Mulei Mohammed von der
Bevölkerung dargebrachten Huldigungen einen großen Kriegsrat
ab. Nach heftiger Diskuſſion wurde eine neue Expedition be-
ſchloſſen, deren Führer und Plan noch Geheimnis ſind. Der
Sultan hoſſt, dank der Verſöhnung mit ſeinem Bruder, die
mächtigſten Stämme, die bei dem Kampfe am 23. Dezember
an der Umzingelung der Truppen des Sultans den Haupt-
anteil hatten, dem Bu Hamara abwendig zu machen. Alle Welt
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Berlin, 6. Jan. Der im 76. Lebensjahre geſtern abend in
Madrid verſtorbene frühere Miniſterpräſident Sagaſta erlag
einer Bronchitis.

New-York, 6. Januar. Die Blätter beſprechen das Ein-
treffen des letzten Kouriers aus Caracas, welcher Träger amt-
licher Dokumente über den venezolaniſchen Konflikt iſt. Es geht
aus dieſem hervor, daß die Anſicht der venezolaniſchen Regie-
rung die iſt, Deutſchland habe die Jnitiative zu den
Feindſeligkeiten gegen Venezuela ergriffen. Caſtro
weiſt darauf hin, daß England anſcheinend nur mit großer
Reſerve an den Operationen teilnehme.

Briefkaſten der Redaktion.
Zeitz. Wenn mehrere Sachen des Aftermieters noch nicht

bezahlt ſind, ſo können die Eigentümer dieſelben zurückfordern.
Die übrigen Sachen können öffentlich verſteigert werden.
Mahnen Sie aber den Schulder vorher noch einmal, ſetzen ihm
eine Friſt von einem Monat und teilen ihm gleichzeitig mit,
daß nach Ablauf des Monats die Sachen verſteigert würden.

F. Z. B. Jnvalidenrente kann ohne Rückſicht auf das Alter
beanſprucht werden, wenn Jhr Vater um mindeſtens zwei
Drittel arbeitsunfähig iſt. Dies müßte ihm ein Arzt beſcheinigen.

H. B. Der Grundſtücksbeſitzer iſt für den Schaden nur dann
haftbar, wenn ihn ein Verſchulden trifft. Fällt jemand aufebener Erde oder auf dem Trottoir, ſo iſt der Hauswirt nicht
ohne weiteres haftbar. Das iſt nur dann der Fall, wenn z. B.
im Winter der Hauswirt keine Aſche geſtreut hat und es fällt
jemand infolge des Glatteiſes vor ſeinem Grundſtück. Daß dem
Hauswirt ein direktes Verſchulden nachzuweiſen iſt, geht aus
Jhrem Schreiben nicht hervor. Iſt ein ſolches nachzuweiſen,
ſo muß gegen den ablehnenden Beſchluß des Landgerichts inner-
halb 14 Tage von Zuſtellung desſelben an bei dem Landgericht
Beſchwerde eingereicht werden.

A. M. Wir müſſen es aus kriminellen Gründen ablehnen,
Jhre Mitteilung vorläufig zu bringen. Vielleicht ſchicken ſie uns
nach Ausgang der Sache die Entſcheidungen u. ſ. w. Dann
dürfte eher etwas in der Angelegenheit zu thun ſein.
v v

Standesamtliche Nachrichten.
Halle (Süd, Steinweg 2), 5. Januar.

Aufgeboten: Arbeiter Sandke und Minna Schröder
(Zwingerſtr. 21/22 und Albrechtſtr. 24). Knecht Leszezynski und
Marianna Czarna (Kobylnitz und Tarnowo). Bergmann
Schubert und Anna Meier (Reinsdorf). Subdirektor Klein
und Mathilde Meinecke (Halle und Gräfenhainichen). Arbeiter
Kozitza und Marianna Wygoda (Münchwitz und Tokarzew).

Eheſchließungen: Schneidermſtr. Matthäus und Selma
Schindler Leipzigerſtr. 34 und Herrenſtr. 19). Techniker Metz
und Friederike Schröder Friedrichſtr. 3). Bäcker Fiedler und
Anna Hommel Schillerſtr. 31 und Ratswerder 3).

Geboren: Schneider Luſtig T. (Kleine Ulrichſtr. 11). Kauf-
mann Opitz T. (Große Brauhausſtr. 14). Arbeiter Kobs S.
(Böllbergerweg 61). Arbeiter Brode T. Schwetſchkeſtr. 16).
Schloſſer Utzelmann T. (Thorſtr. 32). Bergarbeiter Gießler T.
(Klinik). Schmied Darnſtedt S. (Gr. Schloßgaſſe 11). Arbeiter
Heinrich T. (Mansfelderſtr. 49).

Geſtorben: Kutſcher Schulze, 59 J. (Kleine Brauhausſtr. 11).
Schriftſteller Oehmiſch, 24 J. (Gr. Klausſtr. 24). Wwe. Poppe,
67 J. Klinik). Taxators Meng Ehefr., 34 J. Kleine Brau-
hausſtr. 2). Wwe. Friedrich, 49 J. Klinik). Arbeiter Tänzer,
52 J. (Klinik). Wwe. Krücke, 86 J. r 4). Wwe.
Weiſe, 76 J. (Siechenhausſtiftung). Bergarbeiters Gießler
Ehefr., 24 J. (Klinik). Fleiſchers Müller Ehefr., 56 J. (Thor-
ſtraße 30).

Halle (Nord, Burgſtr. 38), 3. Januar.
Eheſchließungen: Oberlehrer Schauer und Eliſabeth

Blanckenburg (Steele a. d. Ruhr und Karlſtraße 3). Gärtner
Schneider und Selma Müller (Lafontaineſtraße 25). Korb-
macher Finſel und Eliſe Grützbach (Ludwig Wuchererſtraße 20
und Brandenburgerſtraße 10). Arbeiter Zwirnmann und Marie
Eſchke (Georgſtraße 14). Arbeiter Thielecke und Anna Bedemann
Candsberg). Buffetier Schmidt und Klara Wilke (Leipzig und
Seebenerſtraße 40 a).

Geboren: Bremſer Gödicke S. (Eichendorffſtraße 29). Aſſeſſor
Meyer S. (Uhlandſtraße 7).

Geſtorben: Wwe. Meinicke, 74 J. Ludwig Wuchererſtr. 17).
Verſtorb. Arbeiters Ebert S., 11 Mon. Geiſtſtraße 48). Ar-
beiters Klauß S., 6 Tage (Wittekindſtraße 19). Zigarrenmacher
Schlegel, 19 J. (Harz 25).

Quittung.
Für Parteizwecke:

Von den Genoſſen aus Schiepzig 2.40 M. erhalten.
Guſtav Schmidt

Für die Meeraner Weber:
M. G.SchneiderVerband 10 M.

Quittung aus Eisleben.
Durch Geſellſchaftsſpiele é Parteikaſſe durch Genoſſe Lichte

2.29 M. Amerikaniſche Auktion durch Genoſſe Wagner 7.60 M.

Summa: 9.89 M. Joh. Stelzer.
Merſeburg.

Erſuche hiermit alle diejenigen, welche noch Liſten führenim Beſitz von Kalendern ſind, ſo bald wie möglich abzu

rechnen.
Auch die Unterkaſſierer werden hiermit an ihre Pflicht er

innert, ebenſo diejenigen, welche ihr Amt niederlegen wollen.
Das Material iſt beim Kaſſierer abzugeben.

K. Haring, Kaſſierer.

Verzeichnis
der größeren Lokale in 3 und dem Saalkreis, welche der
Arbeiterſchaft zu Ver 4 p lungen c. zur Verfügung

ehen:
Jn Halle:

t Dreier, Merſeburgerſtraße,Osborgs Bellevue, Lindenſtraße,
Preßlers Berg, Ecke Lieben auerſtraße.
Ballſäle, Lerchenfeldſtraße,
Engliſcher Hof, Großer Berlin.
Paradies, RatswerderWeißes Roß Geiſtſtraße,
Moritzburg, Harz,
Konzerthans, Karlſtraße.

Jn Giebichenſtein:
Burgtheater, a Gang m Mohr.Hoheſtraße. urgſtraße. urgſtraße.bretta Gaſthof zum Adler.

Kröllwitz: Lindenhof.
Osmünde: von Auguſtiniak.Löbejün Gaſthof zum Schwan.

Die Loeal- Kommiſſion.

Die heutige Nummer umfaßt 4 Seiten.
Verantwortlicher Redakteur: Georg Kaul in Halle.
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